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Hirnforschung und Recht – zwei spannende und aktuelle For schungs­
bereiche, deren Erkenntnisse kontroverse Fragen aufwerfen und 
nach gemein samen Lösungen rufen: 
Wie verhält es sich mit dem freien Willen, der für das gesamte Han­
deln im Recht, nicht nur im Strafrecht, sondern auch im Zivilrecht 
etc. vorausgesetzt wird? 
Die hier veröffentlichten Beiträge der Professoren Daniel Hell, Ger­
hard Roth und Grischa Merkel, Marcel Senn sowie Brigitte Tag geben 
einen erhellenden Einblick in den Disput zwischen Hirnforschern und 
Rechtswissenschaftlern. Sie basieren auf den Vorträgen zum inter­
disziplinären Symposium mit dem Titel Hirnforschung – Chancen 
und Risiken für das Recht, das am 4. März 2008 anlässlich der Feier­
lichkeiten zum 175­Jahr­Jubiläum der Universität Zürich stattgefun­
den hat.
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Die Hirnforschung hat in den vergangenen Jahren einen enormen Aufschwung 
genommen. Es erscheint der Eindruck, die Neurowissenschaften stünden kurz 
vor der Entdeckung der letzten Erkenntnisse über das Gehirn. Wenn dem so 
wäre, so würden neuronale und biochemische Muster das Verhalten der Men-
schen erklären. Spitzt man die möglichen Erkenntnisse zu, so würde das Gehirn 
zu einer Art Computer: Seine entdeckte Arbeitsweise machte es vollständig bere-
chen- und erfassbar. Diese möglichen Erkenntnisse wecken, je nach der vorge-
nommenen Interpretation dieser Erkenntnisse, Befürchtungen, ja sogar Ängste.  
Für die Rechtswissenschaft ist die Frage vom Bild des Menschen in der Gesell-
schaft und dessen Aufgaben in der Welt wichtig. Die extreme These, die Wil-
lensfreiheit sei nichts als eine Illusion, ist darunter vordergründig die umwäl-
zendste. Sie würde das Recht auf den Kopf stellen: So würde das heutige Straf-
recht, das stets zur Bestrafung die Schuldfähigkeit voraussetzt, unmöglich. Das 
Haftpflichtrecht kennt u.a. die Verschuldenshaftung; auch diese wäre eine Unge-
rechtigkeit, da es gar kein Verschulden geben kann. Der Staat müsste die Ge-
setzgebung völlig umgestalten und den Menschen wie ein staatlich anzuleiten-
des willensfreies Objekt behandeln. Die extreme These führte zu entsprechenden 
politischen Folgen. Freie Bürger und auch freie Wähler gäbe es nicht mehr; alles 
wäre eine Frage der Gehirnprozesse. Zu Ende gedacht, kommt man schnell zu 
deterministischen Staatsmodellen und zu der Frage, wer denn schlussendlich das 
Sagen hat, wenn die Menschen nicht frei sind. Die Folgen dieser Erkenntnisse 
könnten unsere Welt verändern. 
Die Tagung wollte einen Beitrag zur Erhellung der gegensätzlichen Standpunkte 
leisten. Denn unklare Begriffe, wacklige Argumente, zuweilen auch mangelndes 
Wissen um die Möglichkeiten der Hirnforschung erzeugen extreme Hoffnungen 
und Ängste. Es ist im Interesse der Rechtswissenschaft wie auch der Gesell-
schaft, die Kontroversen zu sichten und zu klären und sich über Möglichkeiten 
für den rechtlich-politischen Umgang mit den Ergebnissen der Hirnforschung zu 
verständigen.  
Die rechtswissenschaftliche Fakultät der Universität Zürich war der Meinung, zu 
den Feierlichkeiten für das 175-Jahr-Jubiläum der Universität gehörte auch eine 
wissenschaftliche Tagung. Mit meinen FakultätskollegInnen Prof. Dr. Brigitte 
Tag und Prof. Dr. Marcel Senn haben wir uns rasch auf das vorliegende Thema 
geeinigt: „Hirnforschung: Chancen und Risiken für das Recht“. Ich danke im 
Namen der Fakultät den externen Referenten für Ihre Zusage zur Tagung und 
zur Abgabe ihres Tagungsmanuskripts für diese Veröffentlichung. 
 
Zürich, im November 2008 PROF. DR. ANDREAS KLEY
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Grenzen und Risiken der Hirnforschung –  
Folgerungen für die Rechtsordnung 
Prof. Dr. iur. Marcel Senn,  
Ordinarius für Rechtsgeschichte, Juristische Zeitgeschichte und Rechtsphiloso-
phie an der Universität Zürich; Dekan der Rechtswissenschaftlichen Fakultät.∗) 
Meine Damen und Herren, 
Viele von uns kennen die Situation aus dem Familien- oder Freundeskreis: Ein 
Mensch wird körperlich schwächer, er verliert zunehmend sein Gedächtnis. Er 
wird hilflos und weiss am Ende – für uns jedenfalls äusserlich nicht anders 
wahrnehmbar – auch kaum mehr: wer er oder sie war und ist.  
Alles, was zum geistigen und gefühlsmässigen Bereich zählt, wie der Wille, die 
personale Identität, die Wahrnehmungs- und Entscheidungsfähigkeit – kurz die 
Autonomie eines Menschen –, sie verflüchtigen sich offensichtlich allmählich. 
Solche funktionalen Verluste zeigen, dass die menschliche Autonomie körper-
lich bedingt und begrenzt ist. Es lässt sich nicht umdeuten: Geist und Person 
hängen mit dem Alterungsprozess des Körpers ebenfalls zusammen. 
Wenn also schon der Alltag so erfahren wird, dann können die neueren Informa-
tionen aus der Hirnforschung nicht mehr sonderlich überraschen. Die Hirnfor-
schung bezeichnet das Gehirn als den spezifischen Teil des menschlichen Kör-
pers, wo die Aktionen und Reaktionen eines Menschen an- und ablaufen. Die 
Hirnforscher meinen auch, dass die personale Freiheit und Identität des Men-
schen rein „hirnmässig“ bedingt seien, und ein grösserer Teil von ihnen folgert 
daraus, dass die Willensfreiheit nur eine irreführende Selbstzuschreibung einer 
Eigenschaft sei, die es objektiv – das heisst naturwissenschaftlich – nicht gäbe. 
Der Mensch sei nur, was sein Hirn sei.1  
Mit diesem Befund kontrastiert allerdings nicht nur unser menschliches Selbst-
verständnis, sondern auch unsere gesamte moderne Gesellschafts- und Rechts-
ordnung, die auf Freiheit, Willen und Entschlüssen handelnder Subjekte beruht. 
Der Ausgangspunkt der Rechtsordnung ist der Einzelmensch. Ihm wird unter 
den Rahmenbedingungen von Freiheit und Verantwortung eine Handlungsmacht 
verliehen, mit der er - somit wir alle - unsere Gesellschaft täglich bewusst ge-
stalten können. Aufgrund dieser Sicht der Dinge kann auch jede Person sich frei 
                                                 
∗
   Der Verfasser dankt seinen beiden Assistierenden lic. iur. Barbara Fritschi und stud. 
iur. Mihai Vladescu für die kritische Durchsicht des Drucktexts. 
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 Gerhard Roth, Persönlichkeit, Entscheidung und Verhalten. Warum es so schwierig 
ist, sich und andere zu ändern, Stuttgart: Klett – Cotta Verlag, 4. A., 2008, S. 315 
ff., insb. S. 322, S. 328 f. 
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entscheiden, welche Verträge sie eingehen will, oder ob sie einem Verbot, das 
bei Übertretung mit einer Strafe geahndet wird, Folge leisten will oder nicht. Die 
Tatsache, dass Menschen bei Krankheit oder Alter ihre Fähigkeiten zur bewuss-
ten Gestaltung des Lebens wieder verlieren können, wird aber auch in der 
Rechtsordnung berücksichtigt, indem die Freiheit und Verantwortlichkeit dieser 
Menschen entsprechend eingeschränkt wird. 
Unsere Rechtsordnung fusst auf den Kategorien von Person, Sache und Hand-
lung. Diesem Schema aus dem römischen Recht folgt übrigens auch unsere 
Sprache, indem sie Subjekt, Objekt und Verb und damit auch klar zwischen 
Aktivität und Passivität unterscheidet. Ist also die Rechtsordnung seit mehr als 
2000 Jahren falsch konstruiert? Lügt gar die Sprache, wenn sie das aktive und 
willentliche Ich eines Menschen ins Zentrum stellt? Man könnte dies vermeinen, 
wenn man die neuesten Ansichten aus der Hirnforschung hört und liest.  
Historisch betrachtet liegt sowohl dem Rechtsdenken als auch dem Sprachbe-
wusstsein eine aus der griechischen Philosophie entnommene epistemologische 
Annahme zugrunde, nach welcher der Mensch wie die übrigen Lebewesen zwar 
auch ein Tier sei, aber eines, das spezifisch zur Gesellschaft tauge, weil es auto-
nom und rational denken und handeln könne sowie überdies ein Gerechtigkeits-
empfinden besitze, das es sprachlich differenziert äussern könne. Darin liege 
seine ethische und politische Kompetenz. In diesem Zusammenhang sei nur in 
Klammern angemerkt, dass der jüdisch-christliche Monotheismus, der das 
Abendland prägte, den personalen Aspekt und die Autonomie des Individuums 
noch besonders bekräftigt hat. Der Vielfalt der antiken Götterwelt wurde die 
„eine“ Willens- und Herrscherperson „Gott“ gegenüberstellt. Der Mensch wurde 
dem allmächtigen Gott, der allzeit aus absolut freiem Willen zu handeln vermag, 
als sein Ebenbild nachgebildet.  
Das ethische Konzept der Antike und des Mittelalters, das auch der modernen 
abendländischen bzw. europäischen Auffassung des Menschseins zugrunde 
liegt, wurde im Zeitalter von Renaissance und Reformation im Verständnis der 
individuellen Willensentscheidung und Verantwortung weiter ausgeformt. In 
den folgenden Jahrhunderten  wurde es durch den Rationalismus und die Auf-
klärung des autonom denkenden und handelnden Subjekts weiter verdeutlicht. 
Parallel dazu prägte die Rechtswissenschaft aufgrund des römischen Rechts den 
Begriff des Rechtssubjekts. Mit der Philosophie Immanuel Kants erreichte diese 
Auffassung vom ethisch und rechtlich verbindlich handelnden Menschen als 
autonomem Subjekt schliesslich den Gipfelpunkt des Begriffs von individueller 
Freiheit in unsrer kulturellen Region. Nach dieser Vorstellung sind Freiheit und 
Verantwortung, Entscheidung und Handlung in der Weise aufeinander abge-





Diese kulturhistorische Entwicklung konstituierte auch jenes dichotome Ver-
ständnis von Geistes- und Naturwissenschaften, wonach ein Dualismus von 
Geist und Körper bestehe, woraus sich die intellektuelle Unabhängigkeit bzw. 
die Vorherrschaft des Geistes über den Körper in der Konzeption des frei han-
delnden Individuums herausbildete. Damit konnte die religiöse Lehre vom freien 
Entscheid des Menschen zur Sünde nunmehr zur säkularen Lehre der Willens-
freiheit weiterentwickelt werden. Für die derzeit erneut vehement geführte Dis-
kussion um die Willensfreiheit trägt die Analyse der Dichotomie kaum bei, denn 
nicht die Genese der epistemologischen Fragestellung, sondern vielmehr deren 
Funktion für die Gesellschaft war und ist entscheidend. 
Richten wir daher unser Augenmerk lieber auf die Tatsache, dass die rasante 
gesellschaftliche, technische und wirtschaftliche Entwicklung Europas in der 
Neuzeit parallel zur Entwicklung der Behauptung vom selbstbestimmten Indivi-
duum verlief. Diese Beobachtung spricht zumindest für eine Korrelation zwi-
schen dem spezifisch individualistisch geprägten Kulturcode, der ja auch immer 
wieder als unterdrückend bzw. herrschaftlich wahrgenommen und ebenso oft 
kritisiert wurde, und eben den sozialen und ökonomischen Entwicklungsschüben 
seit dem Spätmittelalter.2 Aber auch die aktuelle Globalisierung scheint die  
historische Korrelation insofern zu bestätigen, als solche Vorstellungen vom frei 
entscheidenden und handelnden Individuum, wie sie sich in Europa einst  
herausbildeten, nun auch in anderen Kulturbereichen zunehmend heimisch wer-
den, die historisch gesehen keine solch spezifisch individuell geprägte Entwick-
lung aufweisen.3 Man könnte diesen Sachverhalt nunmehr auf einen Zusam-
menhang hin anders formulieren: Offenbar gelingt die ökonomische Prosperität 
leichter mittels solcher gedanklichen Konstrukte einer subjektbezogen Ethik 
oder Handlungstheorie. Im Recht werden solche Gedankenkonstrukte im Sinne 
einer personenorientierten Rechtsordnung formuliert, in deren Zentrum die aus 
der Aufklärung stammenden Menschen- und Grundrechte stehen.4 
Diese kulturhistorische Codierung erscheint nun jedoch unter neurowissen-
schaftlichem Blickwinkel fraglich, wenn nicht falsch. Die aktuelle Erkenntnis 
der Neurowissenschaften, wie das menschliche Gehirn funktioniert, steht der 
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 Vgl. Marcel Senn, Die Veränderungen des Menschenbilds, in: Akten des 36. 
Rechtshistorikertags, Halle an der Saale 2006, hg. v. Rolf Lieberwirth/Heiner Lück, 
Baden–Baden: Nomos Verlag, 2008, S. 400-420. 
3
  Vgl. Hoo Nam Seelmann, Im Fluss des Geschehens. Über den freien Willen und 
über eine Welt, die ohne ihn auskommt, in: Neue Zürcher Zeitung Nr. 268 vom 
17./18. November 2007, B 2. 
4
  Vgl. Marcel Senn, Recht und Kultur – ein dialektisches Verhältnis, in: Rechtswis-
senschaft als Kulturwissenschaft? Kongress der Schweizerischen Vereinigung für 
Rechts- und Sozialphilosophie, 15. und 16. Juni 2007 Universität Zürich (=Archiv 
für Rechts- und Sozialphilosophie, Beiheft 115), hg. von Marcel Senn/Dániel 
Puskás, Stuttgart:  Franz Steiner Verlag, 2007, S. 13-21.  
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Auffassung vom sich selbstbestimmenden Menschen diametral gegenüber. Wir 
haben es also mit einer Paradoxie zu tun: Zum einen erscheinen Menschen neu-
rowissenschaftlich verstanden als willentlich unfrei, das heisst, ein „willentli-
ches Ich“ ist objektiv nicht vorhanden. Vielmehr seien einzig die biologischen 
Bedingungen des Hirns für unsere Entscheidungen und Handlungen bestim-
mend. Auf der anderen Seite steht jedoch die Beobachtung, dass mit Zunahme 
und Ausgestaltung der Idee von einem ethisch und rechtlich frei entscheidenden 
und handelnden Individuum zugleich auch massgebliche gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Entwicklungen und Ausdifferenzierungen einhergehen, die erst 
auf dem Hintergrund dieser Vorstellungswelt eines aktiven und autonomen Ichs 
möglich wurden.5  
Der Gegensatz, wie er heute zwischen Hirnforschung und den kulturellen Wis-
senschaften aufgebaut ist, scheint also nur eine Folgerung zuzulassen, dass näm-
lich die Hirnforschung als Grundlagenforschung Recht hat und dass alle anderen 
Disziplinen ihr daher zu folgen hätten. Auch hierin soll sich nach Massgabe der 
Hirnforschung das Axiom der Willensunfreiheit zu Gunsten der neurologischen 
Disziplin bestätigen!  
Vorweg sei meinerseits klar gestellt: Ich zweifle weder die Seriosität der Natur-
wissenschaften noch die Objektivität deren Resultate im Grundsatze an, sondern 
bloss jene vereinfachenden Schlussfolgerungen, die aus gewissen Einsichten 
immer wieder verallgemeinernd auf gesamtgesellschaftliche Kontexte gezogen 
worden sind oder werden. Denn diese Kontexte selbst haben ihre eigene „kultu-
relle Objektivität“, die unser Leben genauso gestaltet, wie die biologische 
Grundlage auf sie auch einzuwirken vermag.6 Aber um dies sehen zu können, 
bedürfte es vermehrt einer kritischen Distanz. Denn trotz des herben Kritizismus 
unserer scheinbar voll aufgeklärten Welt sind nämlich Viele mit Bezug auf die 
Naturwissenschaften heute öfters geradezu naiv gläubig, vergleichbar jenen 
Menschen der mittelalterlichen Gesellschaft, die der Kirche auch blind glaubten. 
Doch lassen wir uns auf die behaupteten Gewissheiten der modernen Hirnfor-
schung ein. Ich bringe zwei Beispiele, eines aus den 1920er Jahren und eines aus 
jüngster Zeit von 2005. Sie beide zeigen, dass und wie die seriöse Hirnforschung 
ab und zu auch in allzu menschliche Problemfelder tritt, und dass wir daher gut 
daran tun, alles stets bewusst mit Skepsis aufzunehmen und zu prüfen. Ich  
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 Vgl. dazu: Richard van Dülmen (Hg.), Entdeckung des Ich. Die Geschichte der 
Individualisierung vom Mittelalter bis zur Gegenwart, Köln/Weimar/Wien: Böhlau 
Verlag, 2001, insb. Kap. II, Entdeckung des Selbst in der Frühen Neuzeit. 
6
  Grundlegend: Markus Christen, Hirn-Gespinste. Gespräche und Klärungen zur 
Hirnforschung, Biel: die Brotsuppe Verlag, 2007, S. 91-96, insb. die Kritik der Bio-




meine: unser Hirn ist für die kritische Rezeption bestens geschaffen, wenn wir 
nur wollen und uns nicht irremachen lassen.7 
Erstes Beispiel: Nach dem Tod von Lenin am 21. Januar 1924 wurde dessen 
Körper einbalsamiert und als konservierte Politikikone im Mausoleum vor der 
Kremlmauer ausgestellt, aber ohne dessen Hirn, das durch einen jungen Berliner 
Nervenarzt untersucht und in mehr als 30.000 Schnitte zerlegt wurde. Nach 
mehr als zweieinhalb Jahren Vorarbeiten kam dieser, gedrängt durch die neue 
Führungsriege in Moskau, zu einem vorläufigen Ergebnis: «[...] ganz klar ein 
scharfer Unterschied der Struktur des Gehirns von Lenin und der Struktur ge-
wöhnlicher Gehirne. Die Pyramidenzellen waren bei Lenin bei weitem stärker 
entwickelt, die verbindenden Assoziationsfasern zwischen ihnen bei weitem 
zahlreicher; auch die Körnerzellen waren bedeutend grösser und hervorste-
chend.»8 Daraus zog er dann die gesellschaftlich nicht unmassgebliche Schluss-
folgerung, dass Lenins Gehirn im Vergleich mit den Gehirnen von durchschnitt-
lich intelligenten Menschen über «eine bei weitem reichere materielle Basis» 
verfüge und dass «die assoziative Fähigkeit Lenins viel höher entwickelt war, 
wofür die höhere Vernetzung zwischen den Pyramidenzellen kennzeichnend 
sei.»9 Damit konnte, wie es schien, die behauptete Genialität des Führers Lenin 
naturwissenschaftlich belegt werden. Allerdings war die Aussage angesichts der 
zu diesem Zeitpunkt noch äusserst dürftigen Befundbasis (von den 30.000 
Schnitten waren nur einige wenige mikroskopiert worden) eine kühne Schluss-
folgerung, die sich über mehrere Ebenen der Vermittlung psychophysiologischer 
Erklärungszusammenhänge hinwegsetzte. Das Beispiel Lenins war indes kein 
Einzelfall, sondern gehörte zu einem europäischen Programm der Elitefor-
schung, das sich vor dem Hintergrund der zeitgenössischen Rasse- und Elitethe-
orien und der materialistischen Auffassung etabliert hatte und von der Annahme 
ausging, der Mensch sei rein naturbedingt und ebenso gestaltbar. Das Beispiel 
zeigt aus der wissenschaftsgeschichtlichen Sicht folglich nur, von welchen Inte-
ressen die Hirnforschung auch noch geprägt war und sein kann, und welche 
gesellschaftlich relevanten Aussagen sie neben rein wissenschaftlichen auch 
noch produziert. 
Das zweite Beispiel aus dem Jahr 2005, das ich anführe, hat mit dem sprachli-
chen Selbstausdruck der Hirnforschung zu tun. Denn wenn schon unsere kultu-
                                                 
7
  Vgl. Deena Skolnick Weisberg et. al., The Seductive Allure of Neuroscience 
Explanations, in: Journal of Cognitive Neuroscience, Nr. 20 (2008), S. 470-477, wo 
ausgeführt wird, dass und wie sich Nichtfachleute durch die neurowissenschaftliche 
Selbstdarstellung irreführen lassen und dabei deren Mängel in der logischen Argu-
mentation verkennen.  
8
  Jochen Richter, Rasse, Elite, Pathos: Eine Chronik zur medizinischen Biographie 
Lenins und zur Geschichte der Elitegehirnforschung in Dokumenten (Neuere Medi-
zin- und Wissenschaftsgeschichte 8), Herbolzheim: Centaurus Verlag, 2000, S. 53. 
9
 
 Ders., S. 68. 
Grenzen und Risiken der Hirnforschung 
 6 
rell gewachsene Sprache, wie eingangs bemerkt, unter Verdacht steht, sie könnte 
die Wirklichkeit nicht korrekt abbilden, wieso sollte dann nicht auch die Sprache 
der Wissenschaft selbst kritisch hinterfragt werden? Wenn ich meinen Blick auf 
die neueren Selbstbeschreibungen der Hirnforschung richte, dann fällt mir auf, 
dass die Argumentation eines der bedeutendsten Hirnforscher der Gegenwart, 
Wolf Singer, in sich zum Teil recht problematisch ist. Seine Textlogik baut 
mehrfach auf Vermutungen und Wahrscheinlichkeiten auf; er verwendet dabei 
unreflektiert eine Metaphorik, die wohl kaum geeignet sein dürfte, neurobiologi-
sche Sachverhalte adäquat darzustellen. Sprachlich diffus schwingt im Hinter-
grund eine eigenartige Form von Metaphysik neben der objektiven Wissenschaft 
mit, wenn er etwa von „Schichtenstrukturen der Welt“ und „Tiefenstrukturen 
hinter den Phänomenen“ spricht. Dies mündet ins Fazit: „Je mehr uns die Neu-
robiologie über die materielle Bedingtheit unserer kognitiven Leistungen auf-
klärt, umso deutlicher wird, dass wir uns vermutlich vieles nicht vorstellen kön-
nen und dass wir die Grenzen nicht kennen, jenseits derer unsere Kognition 
versagt.“10 Dies heisst dann nichts Anderes als: Es gibt zwei Welten, eine real-
wissenschaftliche und eine unergründbare nicht-wissenschaftliche. Wüsste man 
nicht von der Vehemenz Singers in der Verteidigung der Neurowissenschaft als 
Grundlagenforschung, man könnte auch meinen, er stelle sie hiermit in Frage.11 
Doch es ist nicht nur die Art dieser fragwürdigen Selbstdarstellung, die Anlass 
zu Kritik bietet, sondern auch der Forschungsprozess selbst, auf dem einige der 
zentralen Aussagen beruhen.12 Es entsprechen die zum Teil recht trivialen An-
ordnungen der Experimente, wie sie Benjamin Libet, Patrick Haggard und  
Francisco Varela durchgeführt hatten, und die den grossartigen Schlussfolge-
rungen zugrunde gelegt wurden, wohl mehr dem Bedürfnis nach Allgemeinver-
ständlichkeit, als einer seriösen und sorgfältigen Anlage eines Experiments.13 So 
                                                 
10
  Vgl. Wolf Singer, Selbsterfahrung und neurobiologische Fremdbeschreibung – zwei 
konfliktträchtige Erkenntnisquellen, in: Der Mensch – ein freies Wesen? Autono-
mie – Personalität – Verantwortung, hg. v. Heinrich Schmidinger/Clemens Sedmak, 
Darmstadt: Wissenschaftliche Buchgesellschaft Verlag, 2005, S. 135-160, insb. S. 
135 (Unterscheidung der beiden Strukturebenen), S. 136 (Zitat). Ferner: ders., Ein 
neues Menschenbild? Gespräche über Hirnforschung, Frankfurt a. M.: Suhrkamp 
Verlag, 2003.  
11
 
  Vielleicht ist dies vor dem Hintergrund auch zu sehen, dass Singer Mitglied des 
päpstlichen Wissenschaftsrates ist: 
http://www.vatican.va/roman_curia/pontifical_academies/acdscien/own/documents/
singerw.html (besucht am 11.07.2008). 
12
  Vgl. Martin Scarabis/Arnd Florack, Wie manipulierbar ist die Urteilskraft? Unbe-
wusste Einflüsse können auf das Verhalten einwirken, in: Neue Zürcher Zeitung 
Nr.147 vom 28. Juni 2006, S. 63. 
13
 
 Vgl. Hannah Monyer et al. (Hg.), Das Manifest: Elf führende Neurowissenschaftler 
über Gegenwart und Zukunft der Hirnforschung, in: Gehirn & Geist: Das Magazin 




wurden Probanden in künstlich angelegten Situationen mittels visueller Reize 
getäuscht und aus deren Reaktionen die – ohne weiteres zu vermutenden –  
wissenschaftlichen Beobachtungen abgeleitet, dass sie „getäuscht“ handeln. 
Oder, man versuchte und versucht noch aus der visuell feststellbaren Lokalisie-
rung von Abläufen in Hirnbereichen irgendwelche bedeutende Schlussfolgerun-
gen abzuleiten.14  
Ich glaube, man muss selbst die grosse Wissenschaft, – dazu gehört die Hirnfor-
schung zweifellos –, insbesondere wenn sie sich selbst als unbezweifelbar hin-
stellt, in ihrer Funktionsweise umso nüchterner sehen wollen. Wissenschaft wird 
von Menschen gemacht und ihre Ergebnisse sind also immer auch Beschreibun-
gen von Menschen.15 Es sind Menschen, die Wissen schaffen und mitteilen. 
Thomas Kuhn hat 1962 dafür den Begriff des Paradigmas geprägt, der heute in 
aller Munde ist. Ein Paradigma stellt die Strukturbedingungen einer wissen-
schaftlichen Disziplin dar. Anhand der Geschichte der Naturwissenschaften, 
vorweg der Astronomie und Physik, zeigte er, dass und wie eine wissenschaftli-
che Disziplin keineswegs nur durch den Gegenstand und ihre Methoden, son-
dern insbesondere durch ein Bündel von Annahmen und Einstellungen einer 
Gruppe von Wissenschaftern bestimmt wird. Solange diese und andere, neu 
hinzukommende Wissenschafter die bisherigen Annahmen gemeinsam vertre-
ten, besteht der Forschungszweig konkurrenzlos, und solange spricht man da-
von, dass Wissen „normal“ geschaffen werde. Bereits anormale oder innovative 
Forschung kann ein traditionelles Paradigma in Frage stellen. Aus dieser Kon-
kurrenz kann es unter Umständen zu einer Synthese des bisherigen mit dem 
neuen Modelldenken kommen, oder aber es kann sich daraus ein irrationaler 
Ablösungsvorgang vergleichbar einer politischen Revolution ergeben: Das neue 
ersetzt dann das alte Paradigma von Wissenschaft und deren legitimem Wissen. 
Auch wenn diese Ansicht Kuhns auf Kritik stiess, sie macht doch eines klar: 
Wissenschaft ist immer auch historisch bedingt. Das heisst, sie gilt eine be-
stimmte Zeit und ist daher in ihrer Aussagekraft dadurch relativiert bzw. in 
Grenzen gesetzt. Das belegen ja auch die grossen Entwicklungen in der Physik. 
Hier führten zwei Sprünge in der Entwicklung zur modernen Physik von deren 
klassischen Auffassung des 17. Jahrhunderts über die Relativitätstheorie und 
                                                                                                                   
ten der Psychologie erfolgte im Heft 7/8 des Jahres 2005. 
Die neuesten Forschungen werden auch von Hakwan Lau kritisiert. Er arbeitete am 
Wellcome Trust Functional Imaging Laboratory des UCL London und ist heute As-
sistant Professor an der Columbia University in NY. 
http://hakwan.googlepages.com (besucht am 10. Juli 2008). 
14
 
 Vgl. dazu: Bärbel Hüssing/Lutz Jäncke/Brigitte Tag, Impact Assessment of Neu-
roimaging. Final Report, Zürich/Singen: Hochschulverlag ETHZ, 2006, S. 161 ff., 
insb. 166 f. 
15
 
 Vgl. etwa Robert B. Laughlin, Abschied von der Weltformel – Die Neuerfindung 
der Physik, München: Piper Verlag, 2007. 
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Quantenphysik des frühen 20. Jahrhunderts zu einer Offenheit oder Fraglichkeit 
der Grundlagenforschung betreffend eine Theorie des Urknalls oder eine Theo-
rie der Elementarteilchen oder eine Theorie der Beschreibung komplexer Zu-
sammenhänge. Dies zeigt: Wissenschaft selbst ist und bleibt hinterfragbar. Es 
gibt wohl mehr sinnvolle Fragen als Folgerungen in der seriösen Wissenschaft. 
Diesen Sachverhalt hat sich auch die Rechtswissenschaft immer wieder vor 
Augen zu halten,16 bevor sie sich auf etwas einlässt. Unverkennbar besteht heute 
ein erneuter Trend, Evolutionsmodelle zu adaptieren oder eine neurowissen-
schaftliche Legitimation zu suchen.17 Sie hat sich stattdessen zu fragen: Darf sie 
sich auf solche Wissenschaftsaussagen eines Forschungszweiges einlassen, de-
ren Grundlagen keineswegs schon gefestigt sind, nur weil der Diskurs zur Zeit 
gerade „in“ ist und weil dieser mit  öffentlichen Forschungsgeldern gefördert 
wird und man sich darob anheischig machen kann, besonders progressiv zu 
sein? Zu Vieles ist in der Hirnforschung erst im Stadium der Untersuchungen, 
zu Vieles wird publikumswirksam nur breit geschlagen.18 Es wäre ja auch nicht 
das erste Mal, dass die Rechtswissenschaft – ebenso bereitwillig wie ihrer Fä-
higkeit zur Selbstreflexion ledig – sich auf solche Trends einliesse. Dies zeigt 
die Rechtsgeschichte. 
Vergegenwärtigen wir uns19: Mit Zuwachs der Bedeutung der Naturwissen-
schaften seit den 1830er Jahren begannen sich die Gesellschafts- und Rechts-
wissenschaft an der naturwissenschaftlichen Diskursen zu orientieren. Dabei gab 
es auch Strömungen, die damals keineswegs als problematisch angesehen wur-
den. So lassen sich in der Zeit von 1860 bis 1940 deutliche Spuren von Rassen-
theorien im Rechtsbereich feststellen, die zu menschlich zerstörerischen Geset-
zen etwa im Nationalsozialismus führten. Es gab aber auch eine Kriminalanth-
ropologie, die aus der Vorstellungswelt heraus operierte, es gebe den „gebore-
nen Verbrecher“, den man nur finden müsse und dann aussondern könne, um die 
Gesellschaft vor ihm zu bewahren, was für viele tausende Menschen verheeren-
                                                 
16
 
 Grundlegend dazu: Gehirnforschung und rechtliche Verantwortung. Fachtagung der 
Schweizerischen Vereinigung für Rechts- und Sozialphilosophie, 19. und 20. Mai 
2006, Universität Bern (= Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie, Beiheft 111), 
hg. v. Marcel Senn/Dániel Puskás, Stuttgart: Franz Steiner Verlag, 2006.  
17
 
 Alexandre von Rohr, „Neurodämmerung“ in der Rechtswissenschaft – Zur Frage 
der Willensfreiheit, in: Recht, Moral und Faktizität. Festschrift für Walter Ott, hg. 
v. Sandra Hotz/Klaus Mathis, Zürich/St. Gallen: Dike Verlag, 2008, S. 411-436, 
insb. S. 418 f., S. 432 ff. 
18
 
 Martin Hubert, Ist der Mensch noch frei? Wie die Hirnforschung unser Menschen-
bild verändert, Düsseldorf: Walter Verlag, 2006, z.B. S. 180-185. 
19
 
 Marcel Senn, Rechtsgeschichte – ein kulturhistorischer Grundriss, Zü-
rich/Basel/Genf, Schulthess, 4. A., 2007, S. 377-399; Marcel Senn/Lukas 
Gschwend, Rechtsgeschichte II – Juristische Zeitgeschichte, Zürich/Basel/Genf, 




de Folgen hatte. Ganz allgemein fanden auch sozialdarwinistische Wertungen 
Eingang ins Rechtsdenken, die gesamtgesellschaftlich inhuman waren und die 
nicht wenig zur Kriegstreiberei im Vorfeld der beiden Weltkriege beitrugen. 
Solche naturalistischen Ansätze wurden aber von zwei oder drei Generationen 
auch in der Wissenschaft weitgehend mitgetragen. Heute sind solche Denkan-
sätze nicht bloss fraglich, sondern schlicht wertlos. Die geschichtliche Erfahrung 
mahnt folglich zur Vorsicht und insbesondere fordert sie, stets kritisch reflexiv 
zu bleiben.  
Diese Reflexivität ist angezeigt, denn wenn wir davon ausgehen können, dass 
der Mensch ein endliches Wesen ist, dann wissen wir nur umso mehr um seine 
ganz besondere Verletzlichkeit. Selbst wenn lokalisiert und visualisiert werden 
kann, dass und wo im Hirn eine bestimmte Funktion abläuft, wenn einem Men-
schen Schmerzen zugefügt werden, so leidet nicht sein Hirn, sondern es leidet 
der Mensch. Man muss daher den Menschen als Individuum und in seiner Sub-
jektivität ernst nehmen. Der Mensch ist und bleibt das Subjekt. Denn – dies ist 
ohne weiteres einsichtig – das Ganze, mithin der Mensch, ist stets mehr als die 
Summe seiner Teile oder Organe20: Das Hirn ist daher nicht schon der 
Mensch.21 
Wenn es das intellektuelle Steuerungszentrum eines Bewusstseins nicht geben 
sollte, wie die Hirnforschung heute erklärt, so ist dies (möglicherweise) natur-
wissenschaftlich korrekt, doch daraus lassen sich keine sinnvollen Schlüsse auf 
den Menschen, seine Gesellschaft und sein Recht derart ableiten, dass eine ge-
samte funktionierende Tradition gleichsam als falsch erklärt und ausser Kraft 
gesetzt wird. Ich meine, sicherlich ist der Hirnforschung darin Recht zu geben, 
dass die Hirnfunktionen zur Erklärung und zum Verständnis des Menschen zent-
ral sind. Jedoch scheint mir die heutige Hirnforschung in vielem, wie sie sich 
präsentiert, einem Menschenbild noch verhaftet zu sein, das an Diskussionen zur 
Willensfreiheit ansetzt, wie sie im 17. Jahrhundert geführt und im 19. Jahrhun-
dert fortgesetzt wurden.  
Die Hirnforschung untersucht bislang einfache Handlungsvorgänge von Men-
schen, die – übertragen auf die Rechtsordnung – etwa auf das Grundmuster ei-
nes einfach handelnden Straftäters passen. Sie äussert sich daher auch immer 
wieder zu Beispielen aus diesem Bereich des Rechts.22 Doch die Rechtswelt 
                                                 
20
 
 Vgl. Petra Gehring, Ein Organ wie jedes andere? Zur Rechtspolitik der Hirnbild-
verwendung und der Hirnmanipulation, in: Die Gedanken sind frei … – Hirnfor-
schung und Persönlichkeitsrechte, hg. v. Bettina Sokol, Düsseldorf: 2007, S. 56-75. 
21
 
 Michael Hagner, Der Geist bei der Arbeit. Historische Untersuchungen zur Hirnfor-
schung, Göttingen: Wallstein Verlag, 2006, S. 193 f., 246-260, insb. S. 259. 
22
  Vgl. Grischa Detlefsen, Grenzen der Freiheit – Bedingungen des Handelns – Per-
spektiven des Schuldprinzips: Konsequenzen neurowissenschaftlicher Forschung 
für das Strafrecht, Berlin: Duncker & Humblot Verlag, 2006, z. B. S. 307. 
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besteht nicht nur aus Straftätern, sondern auch aus loyal handelnden Bürgerin-
nen und Bürgern: aus Vertragspartnern, aber auch aus Managern und Verwal-
tungsräten, die Unternehmen in komplexen Situationen, mulilateralen Inter-
aktionen und globalen Kommunikationsprozessen führen. Um solch komplexe 
und interaktive Prozesse insgesamt darzustellen, fehlt es der Hirnforschung 
jedoch schlicht an der Sprache. Sie kann sich immer nur auf einfache Abläufe 
beziehen, wie sie z.B. ein Kleindieb vornimmt. Der Straftäter aber war schon 
immer das bevorzugte Objekt seiner Gesellschaft und der Wissenschaft, weil 
leicht verfügbar oder schlicht das Opfer, das sich auspeitschen, aufhängen, aus-
sondern und ausstellen liess. 
Wir stehen heute wieder vor jener gewichtigen Frage, die sich bereits Ende des 
18. Jahrhunderts gestellt hatte und damals auch trefflich beantwortet worden 
war, nämlich dem Problem der normativen Nutzbarmachung anthropologischer 
oder humanmedizinischer Denkansätze. Wir wissen seither, dass sich aus der 
Wirklichkeit – oder was wir dafür halten – keine Sollens-Normen ableiten las-
sen. Was ist, erklärt nicht, was sein soll. Mit dem Sollen aber hat das Recht zu 
tun. Das Recht ist eine Sollensordnung und insofern richtet sich das Recht stets 
nach einer Vorgabe, die ein anderes, nämlich sozial verträgliches Verhalten 
allgemein einfordert und individuell Abweichendes mit Sanktion zu steuern 
versucht. Erst dadurch werden Recht und Gesetze sinnvoll. Sonst müssten wir 
uns ja nicht anders verhalten, als wir vorgeblich könnten; und da sich alle gerade 
nur so verhielten, wie sie triebmässig wollten, wäre Recht gerade nur das, was 
sich jeweils faktisch auch realisierte. Dies bedeutete jedoch nichts als die Will-
kür derjenigen, die sich mittels Repression und Gewalt durchsetzten. Eine 
Rechtsordnung aber zielt auf Konstitution und Ausgleich einer Gesellschaft der 
Bürger oder einer Gemeinschaft der Menschen. In dem Sinne ermöglicht erst 
das Recht eine rationale und kalkulierbare Welt der Interaktionen. 
Abgesehen von dieser wissenschafts- und im besonderen auch rechtstheoretisch 
bedeutsamen Sicht auf Grundlagen muss auch die Relevanz des politischen 
Arguments mit in Betracht gezogen werden, das Singer in seinem Essay unter 
strafrechtlichen Aspekten mit dem Stichwort der Humanisierung thematisiert. 
Eine Gesellschafts- und Wirtschaftsordnung, die nach dem Marktprinzip funk-
tionieren soll, setzt die Konkurrenz der Verschiedenheiten voraus und damit 
auch die Möglichkeit, auf Anreize je nach den individuellen Möglichkeiten un-
terschiedlich zu reagieren. Freilich schiene dies auch nach deterministischer 
Auffassung möglich, insofern die triebgesteuerten Individuen eine Vielfalt von 
Aktionen erzeugten. Doch handelten diese Menschen nur nach ihrer Natur und 
somit ohne Autonomie, und sie könnten sich folglich nie „willentlich“, mithin 
positiv, den gesetzlichen Forderungen des Rechts anschliessen. Selbst das här-




Die Menschen wären dann jedoch auch reflexiv nicht in der Lage, unter Bezug-
nahme auf ethische Aspekte sich frei zu verhalten und somit anders als trieb-
mässig zu funktionieren. Das Marktprinzip aber geht gerade davon aus, dass die 
Teilnehmer trotz aller Getriebenheit, traditionsbestimmten Verhaltensmustern 
und so genannten Sachzwängen letztlich doch frei wählen können und werden, 
nachdem sie Überlegungen oder sogar Berechnungen zu Wert und Sinn von 
Angeboten angestellt haben. In diese Überlegungen sollten aber auch die Ge-
sichtspunkte der Unterscheidung von Recht und Unrecht, die durch Gesetze 
bestimmt sind, aber auch ethische Aspekte, die man sich reflexiv leisten kann, 
einbezogen werden, um die Handlungsweise zu selber zu bestimmen.  
Eine solch differenzierte Gesellschafts- und Rechtsordnung setzt daher mit 
Grund auf Akteure, die ebenso autonom, weil bewusst (und nicht nur trieb-
gesteuert) handeln und die sich aufgrund ihrer intellektuellen Autonomie der 
Selbstbestimmung auch verbindlich einlassen können und wollen. Wenn jedoch, 
wie Singer argumentiert,23 die Akteure unfrei handelten, weil sie ausschliesslich 
durch neuronale Prozesse determiniert wären, dann würde sich dadurch keines-
wegs nur die Argumentationslinie ändern,24 sondern die Rechtsordnung selbst 
erhielte dadurch eine politisch vollkommen andere gesellschaftliche Bedeutung. 
Die veränderte Attribution von Handlungen durch „bewusste“ gegen „unbe-
wusste“ hirnphysiologische Prozesse wäre dann ebenso belanglos wie sie entge-
gen der Ansicht Singers die Rechtsordnung keineswegs humaner, sondern im 
Gegenteil diese zum reinen Selektionsinstrument in der Hand eines Eliteregimes 
werden liesse. Die geschichtlichen Erfahrungen mit Diktaturen des 20. Jahrhun-
derts sollten in dieser Hinsicht eine Warnung sein. In ihnen hatten die Indivi-
duen zum vorneherein ebenfalls keine Relevanz zugestanden erhalten. Die poli-
tischen Ideologien, auf denen die Diktaturen beruhten, waren aber allesamt mehr 
oder weniger naturwissenschaftlich bzw. materialistisch begründet worden, was 
eine problematische Parallele zur heutigen Diskussion erkennen lässt.25  
Ihren unlängst propagierten Anspruch, ein neues Menschen- oder Gesellschafts-
bild zu schaffen, vermag die Hirnforschung methodologisch zurzeit jedenfalls 
nicht einzulösen. Vielleicht müsste man sich in aller Bescheidenheit auch einmal 
fragen, ob ein dermassen komplexes Kilogramm menschliches Gehirn mit je 
100 Milliarden Neuronen und Gliazellen überhaupt als ein Ganzes verstanden 
werden kann, ohne dass man nicht schon von Anfang an einem trivialen Reduk-
tionismus aufsitzt. Die Hirnforschung, so sehe ich es, vermag daher die Rechts- 
und Gesellschaftsordnung nicht radikal zu verändern, wie einige ihrer Protago-
nisten behaupten. Sie vermag vielleicht in Teilbereichen – etwa des Strafrechts – 
                                                 
23
  Vgl. Singer (Anm.10), Selbsterfahrung und neurobiologische Fremdbeschreibung – 
zwei konfliktträchtige Erkenntnisquellen, S. 150f. 
24
 
 Vgl. Ders., S. 159.  
25
 
 Vgl. Anm. 18 zuvor. 
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zur Humanisierung in einzelnen Fällen beizutragen. Doch hier liegen auch ihre 





Das Gehirn ist kein Agent –  
Konsequenzen der Hirnforschung für das Recht  
(aus psychiatrischer Sicht) 
Prof. Dr. med. Daniel Hell,  
Ordentlicher Professor für Klinische Psychiatrie der Universität Zürich und 
Klinischer Direktor an der Psychiatrischen Universitätsklinik Zürich. 
Die Naturwissenschaften und die Medizin basieren wie die Rechtswissenschaft 
auf einer reichen Tradition. Ohne dieses kulturelle Erbe wäre keine moderne 
Wissenschaft denkbar. Auch die neuesten molekularbiologischen Erkenntnisse 
und das heutige neurobiologische Wissen um Hirnvorgänge beruhen auf der 
vorausgegangenen natur- und kulturgeschichtlichen Entwicklung. Sie sind nur 
auf diesem Hintergrund zu verstehen. Andererseits beeinflussen diese technisch-
wissenschaftlichen Fortschritte auch unser Verständnis vom Menschen und 
unsere gesellschaftliche Kultur bis in Rechtsfragen hinein. 
Dadurch ergeben sich Herausforderungen, die nicht vor Fakultätsgrenzen Halt 
machen. Zurzeit wird in den Medien besonders intensiv darüber diskutiert, wel-
che Konsequenzen aktuelle neurowissenschaftliche Untersuchungen für das 
Rechtsverständnis haben. Dabei wird oft übersehen, dass menschliche Grund-
fragen – wie die Frage von Schuld oder Autonomie – zwar neurobiologische 
Aspekte umfassen, sich aber nicht darauf beschränken lassen. Das hauptsächli-
che Risiko der Hirnforschung für das Recht besteht denn auch nicht in isolierten 
neurowissenschaftlichen Befunden als in ihrer Überinterpretation bzw. Verab-
solutierung. Darauf will ich im ersten Teil meiner Ausführung detaillierter ein-
gehen, während ich im letzten Teil die Bedeutung neurobiologischer Befunde 
für bestimmte forensisch-psychiatrische Fälle als Chance beschreiben möchte.  
Alter Wein in neuen Schläuchen 
Bekanntlich können wissenschaftliche Forschungen nicht nur auf Unbekanntes 
stossen und gleichsam Neuland entdecken, sondern auch tradierte Überzeugun-
gen in Frage stellen. Das kann so weit gehen, dass sich ein ganzes Fachgebiet 
neu orientieren muss. Gilt das auch – angesichts aktueller neurobiologischer 
Befunde – für die Rechtswissenschaft im Allgemeinen und die forensische Psy-
chiatrie im Besonderen? Wenn man Neurowissenschaftlern wie Gerhard Roth, 
Wolfgang Prinz oder Wolf Singer glaubt, ist dies der Fall. Allerdings schlagen 
diese Neurowissenschaftler keine grundsätzlich neuen Lösungen vor, sondern 
folgen altbekannten Denkmustern, wenn sie die Willensfreiheit als Illusion be-
zeichnen und eine Abkehr vom Schuldstrafrecht verlangen. Die neue Herausfor-
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derung der Hirnforschung scheint also zunächst alte Lösungsmuster zu reakti-
vieren.  
Auch früher, gerade in Umbruchzeiten, hat die Idee des strikten Determinismus 
Menschen in den Bann geschlagen, also die Vorstellung, dass der Mensch durch 
innere und äussere Ursachen notwendig bestimmt ist und keine eigene Willens-
freiheit hat. Am ausgeprägtesten ist dieser Gedanke theologisch ausformuliert 
worden, so in der Prädestinationslehre von Augustinus (am Ende des römischen 
Reiches) und später von Calvin. Philosophisch fand er einen besonders starken 
Widerhall im 18. Jahrhundert bei La Mettrie in seinem Werk „L’homme  
machine“ (vor der französischen Revolution). Psychologisch wurde bereits in 
der Mitte des 19. Jahrhunderts ein materialistischer Determinismus vertreten. So 
provozierte Karl Vogt seine Zeitgenossen mit der Aussage, dass sich der Geist 
nicht anders zum Gehirn verhalte als der Urin zur Niere. In der damals aufkom-
menden Psychiatrie schloss der Italiener Cesare Lombroso (nach den Entde-
ckungen von Erbgängen durch Mendel), dass es „geborene Verbrecher“ gebe.  
Die Zürcher Psychiatrie unter August Forel und Eugen Bleuler nahm diese Vor-
stellung an der Wende vom 19. ins 20. Jahrhundert in angepasster Form auf. 
Eugen Bleuler, der vor allem als Schöpfer des Schizophreniebegriffs weltbe-
kannt wurde, aber auch eugenische Standpunkte vertrat, lehnte als forensisch 
tätiger Psychiater die Willensfreiheit, und damit konsequenterweise auch die 
Schuldzuweisung an Verbrecher, dezidiert ab. Er vertrat die Auffassung, dass 
ein Straftäter entsprechend seinen Anlagen handle und nicht durch ein Schuld- 
und Sühneprinzip zu erfassen sei. So schrieb er in einem Gutachten von 1921 
über einen mehrfachen Betrüger wörtlich: „Der Defekt der moralischen Gefühle 
ist eine Krankheit im gleichen Sinne wie eine angeborene Taubheit. Es ist 
selbstverständlich, dass ein Mensch mit ungenügenden oder ganz fehlenden 
moralischen Gefühlen nicht moralisch handeln kann.“ Er brauche deshalb eine 
psychiatrische und keine juristische Massnahme. Bei Bleuler, der sich als erster 
psychiatrischer Universitätslehrer der Psychoanalyse zuwandte, verband sich ein 
biologischer mit einem psychoanalytischen Determinismus. Denn auch die frühe 
Psychoanalyse Sigmund Freuds stellte die bewusste Selbstbestimmung des 
Menschen in Frage und sah im Unbewussten das Bestimmende des menschli-
chen Denkens und Handelns. Zugleich war Eugen Bleuler aber auch die Macht 
sozialer Umstände bekannt, also das, was in anderer Weise in der Mitte des 20. 
Jahrhunderts als soziologischer Determinismus Furore machte. Biologische und 
psychosoziale Einflüsse liessen ihn statt eines Schuldstrafrechts ein präventives 
Strafrecht vertreten. Er erhob die gleichen Forderungen wie moderne Neurobio-
logen: erzieherische und therapeutische Massnahmen sollten bei Delinquenten, 
die einer Behandlung zugänglich sind, die Strafe ersetzen. Schwer beeinflussba-





Im Übrigen war Eugen Bleuler auch die Idee des Epiphänomenalismus nicht 
fremd, also jene Vorstellung, dass das menschliche Erleben – inklusive das 
Wahrnehmen eines eigenen Willens – völlig nebensächlich sei, da es keinen 
Einfluss auf die physikalisch-chemischen Abläufe im Gehirn habe. So schreibt 
er 1933: „Wie die Willensphänomene zu verstehen sind, kann ich nur andeuten 
durch den Hinweis auf Spinoza’s Ausspruch: „Wenn der fallende Stein wüsste, 
dass er fällt, müsste er glauben, willkürlich zu fallen. In den psychischen Hirn-
funktionen sehen wir nun wirklich die Aktionen und Reaktionen und sogar de-
ren Ursachen, die wir in der Innenschau Motiv nennen, verbunden mit Bewusst-
sein, mit Selbstwahrnehmung“.  
Diese knapp dargestellten Überzeugungen Bleulers, die er mit vielen Zeitgenos-
sen teilte, haben im 20. Jahrhundert nicht dazu geführt, die Grundlagen des 
Strafrechts wesentlich zu verändern. Die schweizerische Bundesverfassung 
anerkennt (in Art. 6 BV) – wie ausländische Rechtssysteme, die sich auf einen 
mündigen Bürger beziehen – weiterhin die Willensfreiheit des Menschen und 
setzt sie als eine Basis der Rechtsordnung voraus.  
Es erscheint auch heute wenig wahrscheinlich, dass die mit neuen Untersu-
chungsergebnissen vorgebrachten alten Argumente die Rechtsordnung grundle-
gend verändern werden.  
Theorie und Praxis 
Denn Theorien müssen die Praxis nicht unbedingt umkrempeln. Sie können 
auch umgekehrt von der Praxis her überprüft und verändert werden. In der Ge-
richtspraxis hatten deterministische wie indeterministische Theorien nach den 
Erfahrungen von Sardedt so lange keine entscheidende Wirkung, wie die 
Rechtssysteme freiheitlich orientiert waren. Nur in totalitären Systemen (v.a. im 
Stalinismus und Nationalsozialismus) zeitigten wissenschaftlich verpackte Ideo-
logien wie die Eugenik verheerende Folgen. Solange aber demokratische Frei-
heitsrechte bestehen kann, sowohl ein absoluter Determinismus wie ein absolu-
ter Indeterminismus nicht gesellschaftsfähig sein. Beide scheitern an den All-
tagserfahrungen der Menschen: Der Determinismus am persönlichen Erleben 
einer eigenen Entscheidungsfindung, der Indeterminismus an der ebenso persön-
lichen Erfahrung, dass den eigenen Entscheidungen dispositonelle, biographi-
sche und soziale Grenzen gesetzt sind.  
Der Einspruch der Alltagserfahrungen stimmt mit Erkenntnissen überein, die 
sich aus fachlich psychiatrischer Perspektive ergeben. Die Komplexität der Psy-
che lässt sich ebenso wenig in eine einheitliche Sichtweise auflösen wie es mög-
lich ist, alle physikalischen Problemstellungen mit einer einzigen Methode an-
zugehen. Auch in der Physik bestehen mechanische und quantentheoretische 
Ansätze nebeneinander, weil verschiedenartige Probleme (in der Festkörper- 
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oder Quantenphysik) auch nach verschiedenartigen Untersuchungs- und Lö-
sungsmethoden rufen.  
Aus psychiatrisch-psychologischer Sicht kommen zur physikalischen Komplexi-
tät des Organismus „Mensch“ noch eine funktionelle und eine intentionale 
Komplexität hinzu. Was ist damit gemeint? Wenn wir das menschliche Gehirn 
mit bildgebenden Methoden untersuchen – wie das auch an der PUK Zürich zu 
diagnostischen und Forschungszwecken geschieht – so erfassen wir damit nicht 
eine menschliche Funktion oder gar eine menschliche Absicht, sondern wir stel-
len materielle Veränderungen des physikalischen Systems „Gehirn“ fest, also 
etwa eine vermehrte Sauerstoffzufuhr oder einen veränderten elektrischen 
Stromfluss als Zeichen einer vermehrten Aktivität eines bestimmten Hirnareals. 
Diese physikalischen Veränderungen können zwar mit gedanklichen und inten-
tionalen Veränderungen einhergehen, doch sind Denken, Fühlen und Wollen 
primär nicht physikalisch bestimmbar. Sie erfordern einen andern Zugang zum 
Menschen, z.B. über den sprachlichen Ausdruck. Erst sekundär können be-
stimmte physikalische Veränderungen – wenn sie regelmässig mit gleichartigen 
Gefühlen und Denkweisen einhergehen – als Zeichen für einen bestimmten 
mentalen Zustand interpretiert werden.  
Der Mensch und sein Gehirn  
(Nicht: Das Gehirn und sein Mensch) 
Allerdings wäre es ein kategorialer Fehlschluss, dem physikalischen System 
„Gehirn“ eine mentale Absicht zu unterstellen. Insofern ist es nur konsequent, 
wenn von einzelnen Neurobiologen dem Gehirn kein Wille zugesprochen wird. 
Es ist ihm aber auch nicht Willenlosigkeit zuzusprechen. Wie Peter Bieri fest-
hält: Man sucht „in der neurobiologischen Mechanik des Gehirns vergeblich 
nach Freiheit und Unfreiheit. Das Gehirn ist der falsche logische Ort für diese 
Idee.“ Solange das Gehirn nur physikalisch untersucht wird, lässt sich kein Wol-
len, aber im Grunde auch kein Fühlen und Denken nachweisen. Was sich hinge-
gen mit modernen, bildgebenden Methoden visualisieren lässt, sind Hirnstruktu-
ren und deren elektrische bzw. Stoffwechselvorgänge. Diese haben aber keinen 
gefühlten oder gedachten Inhalt. Auch wenn sie dafür wahrscheinlich Voraus-
setzung sind, fehlt ihnen gerade das, was das Fühlen und Wollen eines Men-
schen auszeichnet: Die Bezogenheit auf eine soziale, kulturelle und personale 
Mitwelt (und damit auch die sog. Perspektive der ersten Person). Eine isolierte 
Hirnaktivitätsmessung kann deshalb über das Fühlen und Wollen eines Men-
schen keine Aussage machen. Der australische Neurowissenschaftler M.R.  
Bennett und der ebenso bekannte englische Philosoph P.M.S. Hacker schreiben 
in ihrem grundlegenden erkenntnistheoretischen Werk über die philosophischen 
Grundlagen der Neurowissenschaft, dass es genau so falsch ist, dem Gehirn eine 




ben, wie zu sagen, dass ein Hirn ein Scharlatan sei oder lügen könne. Pointiert 
ausgedrückt ist das Hirn eben kein Agent, auch kein Delinquent, sondern ein 
zentrales Organ, das dem Menschen das Denken und Entscheiden erlaubt. Es ist 
der Mensch, der die physikalischen Strukturen und neurophysiologischen Akti-
vitäten seines Gehirns allenfalls auch dazu benutzt, ein Verbrechen zu planen 
und durchzuführen. Es ist aber nicht nur eine „façon à dire“, sondern ebenso 
irreführend, wenn man das Gehirn anthropologisiert und ihm Fähigkeiten wie 
Denken und Entscheiden zuschreibt, die nur einem Menschen mit seiner biolo-
gischen Disposition, seiner biographischen Entwicklung, seinen sozialen, mit-
menschlichen und kulturellen Bezügen sowie seinem inneren Erleben zukommt. 
Solange nur auf das Gehirn und nicht auch auf die körperliche Umwelt eines 
Menschen, seine soziale Situation, die ihn umgebende Kultur und seine leib-
seelischen Empfindungen geachtet wird, lassen sich menschliche Intentionen 
nicht klären.  
Ebenso wie sich in der Genetik der letzten Jahrzehnte zeigte, dass Gene nur ein 
Teil eines grösseren Ganzen sind (weil Gene in der Regel von Umwelteinflüssen 
exprimiert werden), hat sich die Hirnforschung in eine umfassendere kulturell 
gewachsene Welt einzuordnen (schon weil sich das Gehirn auch neuroplastisch 
dem Tun und Handeln der Menschen anpasst). Die Neurobiologie stellt aber 
einen wichtigen Teil der modernen Kultur dar und kann dazu beitragen, sowohl 
die forensische Psychiatrie wie die Strafrechtspraxis weiter auszudifferenzieren.  
Für die forensische Psychiatrie stellt sich heute in erster Linie die Frage, welche 
Konsequenzen mit neurobiologischen Methoden durchgeführte Populations-
untersuchungen für den Einzelfall haben. Es mehren sich Hinweise, dass bei 
Delinquenten Stirnhirnanomalien häufiger sind als im Bevölkerungsdurch-
schnitt. Sind aber solche statistischen Befunde für die Rechtssprechung stärker 
zu bewerten als schwere soziale Belastungen (wie jahrelange Demütigungen 
oder Missbrauch) und traumatische Kindheitsverhältnisse (mit anhaltenden 
Züchtigungen oder sozialer Deprivation), die bei Delinquenten ebenso überzu-
fällig häufig sind? Hat das Vorliegen einer Stirnhirnveränderung ohne entspre-
chenden psychopathologischen Befund überhaupt einen Einfluss auf die forensi-
sche Frage, ob eine Verminderung der Zurechnungsfähigkeit besteht? Nach dem 
jetzigen Strafrecht wohl nicht! Es braucht den Nachweis, dass eine krankhafte 
Veränderung des Erlebens und Verhaltens zum Zeitpunkt der Tat vorlag. Hirn-
physiologische Ergebnisse allein reichen nicht aus. Sie können einen psychopa-
thologischen Befund nur erklären, ihn aber nicht ersetzen.  
Deshalb scheint mir Zurückhaltung angebracht, neuroradiologische Befunde zur 
Beurteilung der Schuldfähigkeit übermässig zu bewerten. Vorderhand können 
sie nur (im Sinne einer probabilitischen Kausalität) eine begünstigende Tendenz 
zur Delinquenz postulieren. Meine Zurückhaltung hat auch damit zu tun, dass es 
bisher trotz jahrzehntelanger Bemühungen nicht gelang, einen neurobiologi-
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schen Marker für Depressivität oder für eine Angststörung zu finden, sodass die 
Diagnostik dieser Störungen immer noch eine klinisch beschreibende geblieben 
ist. Auch in der Rechtssprechung dürfte die klinische Beschreibung von psycho-
pathologischen Auffälligkeiten weiterhin die richterliche Beurteilung bestim-
men. 
Chancen der Hirnforschung für das Recht 
Ganz anders verhält es sich, wenn eine neu aufgetretene Hirnstörung, etwa ein 
Stirnhirntumor, mit einer Charakterveränderung einhergeht und in diesem Zu-
sammenhang ein früher unbekannter emotionaler Kontrollverlust mit konsekuti-
ver Delinquenz auftritt. Hier kann die Neurobiologie der Rechtssprechung die 
nötigen Grundlagen liefern, die Schuldfähigkeit resp. -unfähigkeit besser zu 
erklären. Das soll ein kurzes Fallbeispiel illustrieren. Ich erinnere mich an einen 
Patienten, der in erregtem Zustand seine Frau körperlich schwer verletzte. Die-
ser Mann war bis zu seinem 50. Lebensjahr nie delinquent gewesen, hatte im 
Gegenteil eine erfolgreiche Berufslaufbahn hinter sich und lebte in geordneten 
Verhältnissen. Vor der Tat fiel er aber seinen engsten Angehörigen zunehmend 
dadurch auf, dass er zeitweise ungeduldiger, niedergeschlagener und „komi-
scher“ wurde. Darunter litt auch die eheliche Beziehung, in der häufiger Kon-
flikte auftraten. Eine genaue psychiatrische, neurologische und neuropsycholo-
gische Untersuchung konnte – neben einer depressiven Verstimmung – klinische 
Hinweise auf eine Stirnhirnstörung finden. So fand sich zusätzlich zu unspezifi-
schen neurologischen „frontalen Enthemmungszeichen“ eine Störung der Spra-
che (mit Wortfindungsstörungen), der Planungsfähigkeit und der Verhaltenskon-
trolle sowie Gedächtnisschwierigkeiten. Der neuropsychiatrische Verdacht auf 
eine grossflächige Schädigung des Stirnhirns konnte mit einer Computertomo-
graphie des Gehirns und mit einer Positronen-Emissions-Tomographie bestätigt 
werden. Damit war es möglich, dem Gericht deutlicher zu machen, dass das 
Verbrechen dieses Mannes nicht nur eine Affekttat im Rahmen einer lebensge-
schichtlich und situativ verstehbaren Problematik war, sondern im Zusammen-
hang mit einer schweren Hirnstörung (nämlich einer sog. frontotemperalen De-
menz) stand. Es war im Tatzeitpunkt von einer aufgehobenen Einsichtsfähigkeit 
infolge eines Verwirrtheitszustandes auszugehen (im Sinne von Art. 19 StGB). 
In Zukunft dürften die Richter vermehrt mit neurobiologischen Befunden kon-
frontiert werden, nur schon, weil Magnetresonanzuntersuchungen des Gehirns in 
der Medizin zunehmend häufiger zur Anwendung kommen. Hier gilt es zu be-
denken, dass neurobiologische Befunde immer nur eine anhaltende Abartigkeit 
oder einen Bruch im Leben erklären können, nie aber eine seelische Entwick-
lung verstehen lassen. Auch der berühmte Fall von Phineas Gage, der gerne zur 
Illustration einer neurologisch bedingten moralischen Schwäche herangezogen 




gilt es zu prüfen, ob sich die Schädigung auf die Fähigkeit zur Steuerungsfähig-
keit und zum einsichtsgemässen Handeln ausgewirkt hat. Das wiederum kann 
nur durch genaue klinische Überprüfung geschehen. Es gilt, wie im erwähnten 
Beispiel, den engen Zusammenhang von Hirnstörung und Verhalten bzw. Emp-
finden aufzuzeigen, was wiederum nur möglich ist, wenn beide Beschreibungs-
ebenen – die neurowissenschaftliche des Gehirns und die psychologische bzw. 
erlebensmässige der Person - berücksichtigt werden. Aus einem isolierten neuro-
radiologischen Befund ist kein forensisch-psychiatrischer Schluss zu ziehen.  
Gefahren für das Recht 
Was heute über diagnostizierte Hirnerkrankungen hinaus durch neurobiologi-
sche Hypothesen zur moralischen Entlastung von Delinquenten beitragen mag, 
könnte längerfristig dieselben Menschen stärker stigmatisieren. Es könnte in 
extremis dazu verleiten, Menschen aufgrund statistischer Daten (polizeirecht-
lich) zu überwachen oder gar zu verwahren, selbst wenn sie noch kein Delikt 
begangen haben. Bestünde die Möglichkeit einer pränatalen Diagnostik von 
neurobiologischen Veränderungen, die statistisch mit erhöhter Delinquenz ein-
hergehen, könnte infolge des entstehenden sozialen Drucks nicht ausgeschlossen 
werden, dass solche Menschen seltener oder gar nicht mehr geboren würden.  
Die heutige Gerichtspraxis ist durch einen erheblichen Freiheitsgrad der Richter 
charakterisiert. Nicht nur der Angeklagte, auch der Richter trägt Verantwortung 
– und bei Fehlentscheiden allenfalls Schuld. Diese in gesetzlich gegebenen 
Grenzen bestehende Freiheit des richterlichen Entscheidens muss durch einen 
vermehrten Einfluss der Experten – dank grösserer neuropsychologischer und 
biologischer Kenntnisse – nicht eingeschränkt werden. Erst eine Rechtsordnung, 
welche das Postulat des freien Willens und die Autonomie des Bürgers aufgeben 
würde, verminderte zwangsläufig sowohl die Verantwortung der Angeklagten 
wie diejenige der Richter und würde der Rechtspraxis die heute bestehende Ent-
scheidungsfreiheit nehmen. Das entspricht zwar der Idee des strikten Determi-
nismus, ist aber nicht zu wünschen.  
Zusammenfassend kann die Hirnforschung dank neuer Untersuchungstechniken 
viele neurophysiologischen und neurochemischen Hirnmechanismen klären, die 
für die Behandlung neurologischer Krankheiten von grösster Bedeutung sind. 
Auch in der forensischen Psychiatrie können neurobiologische Fortschritte eine 
Hilfe sein, wenn es um die Bestätigung organischer Ursachen etwa bei schweren 
Persönlichkeitsveränderungen geht. Die juristischen Risiken der Hirnforschung 
bestehen vor allem darin, dass theoretische Spekulationen über menschliche 
Grundfragen – wie die Willensfreiheit – die Rechtssprechung grundsätzlich oder 
in der Beurteilung eines Einzelfalles beeinflussen können. Solche Grundfragen 
lassen sich aber nicht allein mit neurobiologischen Methoden lösen. Die 
Rechtswissenschaft tut meines Erachtens gut daran, den Personbegriff bzw. die 
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personalen Werte hoch zu halten und auch kultur- und sozialwissenschaftliche 
Aspekte zu berücksichtigen.  
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1. Einleitung 
Strafe zielt im Gegensatz zur reinen Präventionsmassnahme auch auf Repression 
und Vergeltung ab. Legitimierende Bedingung des Strafrechts ist deshalb das 
Vorhandensein von Schuld, der Nachweis von Schuld deshalb Voraussetzung 
für Bestrafung. So stellt das Bundesverfassungsgericht fest: „Mit der Strafe [...] 
wird dem Täter ein Rechtsverstoss vorgehalten und zum Vorwurf gemacht. Ein 
solcher strafrechtlicher Vorwurf aber setzt Vorwerfbarkeit, also strafrechtliche 
Schuld voraus. Andernfalls wäre die Strafe eine mit dem Rechtsstaatsprinzip 
unvereinbare Vergeltung für einen Vorgang, den der Betroffene nicht zu ver-
antworten hat“ (BVerfGE 20, 323, 331).  
Freilich regelt das deutsche Strafgesetz nicht positiv, was unter Schuld zu ver-
stehen ist, sondern äussert sich lediglich zu den sog. Schuldausschliessungs- und 
Entschuldigungsgründen. Letztere entschuldigen den rechtwidrig handelnden 
Täter in bestimmten Situationen, zum Beispiel dann, wenn sein eigenes Leben 
oder das eines seiner nahen Angehörigen in Gefahr ist und er die Tat begeht, um 
diese Gefahr abzuwenden. Die Schuldausschliessungsgründe stellen dagegen auf 
spezielle „Defizite“ des Täters bei Begehung der Tat ab. So schliesst § 19 des 
deutschen Strafgesetzbuches (StGB) die Schuld bei Kindern unter 14 Jahren 
zwingend aus. Ohne Schuld handelt auch, wer einem unvermeidbaren Irrtum 
darüber unterliegt, dass sein Handeln rechtlich verboten ist (§ 17 StGB). 
Schliesslich kann die Schuldfähigkeit bei Tätern ausgeschlossen sein, die wäh-
rend der Tatbegehung bestimmte Defekte aufweisen. Als solche nennt § 20 
StGB: „krankhafte seelische Störung, tiefgreifende Bewusstseinsstörung, 
Schwachsinn und andere schwere seelische Abartigkeit“. Zum Schuldausschluss 
führen sie aber nur, wenn dem Täter wegen eines dieser Defekte bei der Bege-
hung der Tat entweder die Unrechtseinsicht oder die Fähigkeit, nach dieser Ein-
sicht zu handeln, fehlte. In § 46 Abs. 1 Satz 1 StGB heisst es ausserdem, dass 
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die Schuld die Grundlage für die Bemessung der Strafe ist. Damit werden je-
doch lediglich Aussagen über die Strafzumessungsschuld gemacht, also über den 
Aspekt der Schuld, der die Quantität der Strafe bestimmt, nicht aber über die 
Strafbegründungsschuld.  
Am aussagekräftigsten und im hier diskutierten Kontext am meisten problema-
tisch ist § 20 StGB, denn hinter den in § 20 genannten Defekten verbergen sich 
konkrete empirische Sachverhalte wie Hirnverletzungen, Epilepsie, Schizophre-
nie, hypnotische Zustände, Alkohol- oder Drogenrausch, Debilität oder Sucht-
abhängigkeit. Weil nach § 20 durch diese Faktoren die Fähigkeit, rechtmässig zu 
handeln, bei Begehung der Tat ausgeschlossen sein kann, ergibt sich im Um-
kehrschluss, dass sich diejenigen Täter, die keine entsprechende Störung auf-
weisen, auch rechtmässig hätten verhalten können. Dies heisst: § 20 lässt sich so 
interpretieren, dass er für die Schuldfähigkeit die Möglichkeit zum Andershan-
delnkönnen in der konkreten Tatsituation und damit Willensfreiheit voraussetzt. 
Dieser indirekte Schluss zur Auslegung der Norm mag anfechtbar erscheinen. 
Allerdings hat auch der Bundesgerichtshof in einem vieldiskutierten Urteil aus 
dem Jahre 1952 festgestellt:  
„Schuld ist Vorwerfbarkeit. Mit dem Unwerturteil der Schuld wird dem Täter 
vorgeworfen, dass er sich nicht rechtmässig verhalten, dass er sich für das Un-
recht entschieden hat, obwohl er sich für das Recht hätte entscheiden können.“ 
Der Grosse Strafsenat erläutert ausserdem: „Der innere Grund des Schuldvor-
wurfs liegt darin, dass der Mensch auf freie, verantwortliche, sittliche Selbstbe-
stimmung angelegt und deshalb befähigt ist, sich für das Recht und gegen das 
Unrecht zu entscheiden, [...] solange die Anlage zur freien sittlichen Selbstbe-
stimmung nicht durch die in § 51 StGB genannten Vorgänge vorübergehend 
gelähmt oder auf Dauer zerstört ist“ (BGHSt 2, 194, 200 – der damalige § 51 
entspricht dem heutigen § 20).  
Dieses Urteil bekräftigt die traditionelle rechtsphilosophische Auffassung, dass 
die Schuldfähigkeit eines Täters in dem Vermögen begründet ist, willensfrei zu 
handeln. Willensfreiheit besteht darin, dass der Täter sich willentlich dafür hätte 
entscheiden können, anders zu handeln, als er es im konkreten Fall getan hat. Er 
hat sich daher „frei“ für die Straftat und gegen das Recht entschieden und ist 
dadurch schuldig geworden. Kann hingegen nachgewiesen werden, dass er nicht 
anders handeln konnte, so ist er nicht schuldig und darf deshalb nicht bestraft 
werden.  
Seit Beginn der modernen Strafrechtstheorie gibt es eine Auseinandersetzung 
über den Begriff der Willensfreiheit und den Zusammenhang von Willensfrei-
heit und Schuld (vgl. dazu Roxin, 2006, §§ 3, 19, 20; Beiträge in Geyer, 2004; 
Detlefsen, 2006). In der gegenwärtigen Diskussion geht es erstens um rein theo-
retisch-philosophische Bemühungen, den Willensfreiheitsbegriff möglichst wi-
derspruchsfrei zu begründen, zweitens um die Frage, wie sich das traditionelle 
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strafrechtstheoretische Konzept der Willensfreiheit zu den empirisch-
experimentellen Erkenntnissen der Willens- und Handlungspsychologie und der 
Hirnforschung verhält, und drittens um die konkrete Nachweisbarkeit des „An-
dershandelnkönnens“ im Strafprozess. Mit diesen drei Fragen werden wir uns 
im Folgenden beschäftigen.  
2. Die Unzulänglichkeiten des traditionellen Begriffs der   
Willensfreiheit 
Wie erläutert, lautet der Grundgedanke des Begriffs der Willensfreiheit, wie er – 
auf Immanuel Kant zurück gehend – für das moderne Strafrecht konstitutiv ist, 
dass der Mensch grundsätzlich die Fähigkeit besitzt, in die ansonsten durchgän-
gig herrschende kausale Determiniertheit allen Geschehens lenkend einzugrei-
fen. Dies geschieht über den Willen, sofern dieser von Vernunft und damit von 
Ethik und Moral bestimmt ist. Diese Fähigkeit begründet entsprechend eine 
besondere Kausalität, die man in der modernen Philosophie „mentale Verursa-
chung“ nennt (vgl. Pauen, 2001). In Kants „Kritik der reinen Vernunft“ wird 
Willensfreiheit beschrieben als „das Vermögen, einen Zustand von selbst anzu-
fangen, deren [sic] Causalität also nicht nach dem Naturgesetze wiederum unter 
einer anderen Ursache steht, welche sie der Zeit nach bestimmte“ (Kant, 1904, 
S. 363 [B 561]). Der Wille kann somit „aus eigener Kraft“, „selbstverursacht“ 
oder „selbstinitiiert“ eine Kausalkette beginnen. Dies beinhaltet natürlich, dass 
der Wille seinerseits nicht kausal bestimmt ist. 
Was man sich hierunter konkret vorzustellen habe, ist seit dieser Definition 
Kants unklar. Interessanterweise hat sich Kant mit dieser Frage gar nicht weiter 
aufgehalten, sondern er stellte in der Kritik der reinen Vernunft fest: „Die Frei-
heit ist in dieser Bedeutung eine rein transcendentale Idee, die erstlich nichts 
von der Erfahrung Entlehntes enthält, zweitens deren Gegenstand auch in keiner 
Erfahrung bestimmt gegeben werden kann“ (Kant, 1904, S. 363 [B 561]). Wil-
lenshandlungen sind entsprechend für Kant nur der Idee nach, nicht aber empi-
risch frei. Daraus folgt für Kant auch, dass der Versuch, Willensfreiheit empi-
risch nachweisen zu wollen, absurd ist.  
In der Tat gibt es – ausser im klassischen theologisch-philosophischen Bild von 
Gott als dem „unbewegten Beweger“ – kein nachvollziehbares Konzept, wie 
eine nichtgöttliche Instanz etwas bewirken könne, selbst aber völlig losgelöst 
von allen Bedingungen existiere. Alles – so der Philosoph Leibniz – muss einen 
„hinreichenden Grund“ haben, sei dieser rein geistiger oder rein materieller 
Natur. Einige Philosophen und auch Juristen haben bis in unsere Zeit hinein im 
vernunftmässigen Abwägen von Handlungszielen einen solchen „unbewegten 
Beweger“ gesehen (so Müller, 2005). Eine solche Argumentation ist jedoch zum 
Scheitern verurteilt, denn ein vernunftmässiges Abwägen geschieht klassischer-
weise nach Gründen, die wiederum in bereits vorhandenen Begründungszusam-
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menhängen verankert sein müssen. Es kann also prinzipiell keine Gründe und 
Begründungen geben, die voraussetzungslos sind, vielmehr würde man eine 
solche „Begründung“ als willkürlich ansehen.  
Aber selbst wenn wir diese Frage gelöst hätten, so wären wir sofort mit einem 
zweiten Problem konfrontiert, wie nämlich ein „rein geistiger“ Vorgang wie 
vernünftige Willensbildung auf materielle Vorgänge lenkend einwirken kann. 
Dies ist seit der Unterscheidung des französischen Philosophen Descartes zwi-
schen „res extensa“ und „res cogitans“ als wesensmässig verschiedenen Seins-
zuständen ein in der Philosophie ungelöstes Problem. Mit anderen Worten: Falls 
der Wille ein „immaterielles“, d. h. nicht-physikalisches Phänomen ist, kann er 
nicht in „materielle“, d. h. durch physikalische Gesetze bestimmte Vorgänge 
eingreifen, und wenn er eingreift, kann er nicht „immateriell“ sein.  
Aber selbst wenn wir beide Probleme auf überzeugende Weise gelöst hätten, so 
wären wir mit einem dritten Problem konfrontiert, nämlich dem der Zuschrei-
bung. Ein Wille müsste irgendwie mit einem Individuum in Zusammenhang 
gebracht werden, ihm zugeschrieben werden können (vgl. Pauen und Roth, 
2008). Mehr noch: Das Individuum müsste die Verantwortung für seinen Willen 
haben, wenn der Wille handlungsleitend sein soll und wir das Handeln dem 
Individuum zurechnen wollten. Woraus diese Verantwortung aber erwachsen 
soll, wenn der Wille sich gänzlich frei bildet, also unbeeinflusst von der Persön-
lichkeit mit ihren unbewussten und bewussten Motiven und Zielen, ist rätselhaft. 
3. Willensbildung aus psychologischer und neurobiologischer  
Sicht 
Wie wir gesehen haben, setzt der strafrechtliche Schuldbegriff eine „freie“ Wil-
lensbildung des Täters voraus, über die wiederum eine „Letztverantwortung“ 
des Täters begründet werden kann. Was aber unter „Wille“ und „Willensbil-
dung“ genauer zu verstehen sei, und ob man tatsächlich hierüber einen plausi-
blen Schuldbegriff entwickeln kann, das ist in der Strafrechtstheorie umstritten. 
Dies hat in der laufenden Diskussion vornehmlich damit zu tun, dass unser sub-
jektives Empfinden des Willens und der Willenshandlung zum Teil erheblich 
von dem abweicht, was die einschlägigen Wissenschaften, d. h. die Psychologie 
und die Neurowissenschaften, hierzu zu sagen haben.  
In der Tat haben wir typischerweise den Eindruck, dass unser Wille als psychi-
scher Zustand unsere Handlungen verursacht oder zumindest initiiert und voran-
treibt, und diese Auffassung liegt auch den meisten strafrechtstheoretischen 
Konzepten der (freien) Willenshandlung zugrunde: Wir erleben, dass wir Dinge 
tun, die wir zuvor gewollt haben. Aus dieser (scheinbaren) zeitlichen Reihenfol-
ge schliessen wir (wie bereits der Philosoph David Hume ausführte) mehr oder 
weniger intuitiv, dass zwischen Wille und Bewegung bzw. Handlung eine Kau-
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salbeziehung herrscht, d. h. der Wille wird als direkte Ursache der Handlung 
empfunden. So scheint beim Ergreifen einer Kaffeetasse unser Wille unsere 
Hand direkt anzutreiben. Hier erhebt sich aber die Frage, ob dieses subjektive 
Empfinden den tatsächlichen Abläufen entspricht.  
Der Wille ist aus handlungspsychologischer Sicht ein multifunktionaler Faktor 
bei der Ausführung von Willenshandlungen. Weinert (1987) unterscheidet fünf 
Qualitäten und Funktionen des Willens bzw. des Wollens, nämlich (1) das ener-
getisierende Wollen, mit dem bestimmte Handlungsabsichten vorangetrieben 
werden; (2) die Richtungsfunktion des Willens, d. h. dass ich gerade dies und 
nicht etwas anderes tun will; (3) die Selbstinitiierungsfunktion des Willens, d. h. 
das Ingangsetzen einer Handlung ohne externen oder internen Zwang; (4) die 
Kontrollfunktion des Willens, d. h. dass ich einen bestimmten Handlungsstrang 
beibehalte und ihn konsequent verfolge; und (5) die Bewusstseinsqualität des 
Willens, d. h. das Gefühl, dass ich es bin, der da handelt, und dass ich dies frei 
und ungezwungen tue.  
Der Wille ist entsprechend ein wichtiger Faktor bei der Auswahl, Vorbereitung 
und Steuerung komplexer Handlungen (vgl. Goschke, 2003, 2005). Allerdings 
tritt ein expliziter Willensakt (oder Willensruck) nur bei tatsächlichen oder er-
warteten Hindernissen und bei starken Handlungsalternativen auf, die ausge-
räumt oder weggedrängt werden müssen. Dabei gilt, wie der Willenspsychologe 
Narziss Ach bereits vor hundert Jahren darlegte (Ach, 1905, 1910): Je grösser 
die Hindernisse und möglichen Alternativen, desto stärker muss die Willensan-
strengung sein. Was ohne Anstrengung und ohne Vorhandensein von Hindernis-
sen in die Tat umgesetzt werden kann – z. B. trinken, wenn ich durstig bin – 
benötigt auch keinen Willensakt. Im Übrigen tun wir die meisten alltäglichen 
Dinge, ohne dass wir sie ausdrücklich wollten, weil sie automatisiert sind. Um-
gekehrt folgt aus einem Willensakt nicht zwingend, dass die gewollte Handlung 
auch tatsächlich und wie gewollt erfolgt. Ich kann an einem kalten, trüben Win-
termorgen (so das bekannte Beispiel des amerikanischen Psychologen William 
James) ganz stark aufstehen wollen – allein ich tue es nicht, während ich später 
ohne jeden expliziten Willensakt aus dem Bett springe, nachdem ich erschro-
cken festgestellt habe, wie spät es inzwischen ist.  
Es gibt also Willensakte ohne anschliessende Willkürhandlungen, und es gibt 
Willkürhandlungen ohne einen voraufgegangenen expliziten Willensakt – und 
natürlich alle erdenklichen Möglichkeiten dazwischen. Dies alles bedeutet, dass 
es bei der Ausführung von Willenshandlungen keinen festen Zusammenhang 
zwischen einem Willenszustand und einer bestimmten Handlung gibt.  
Vom erlebten Willensakt zu unterscheiden ist die Selbstzuschreibung einer Wil-
lenshandlung, im Normalfall einer Bewegung, also das Gefühl, dass ich es bin, 
der/die diese Bewegung veranlasst und steuert. Diese Selbstzuschreibung tritt 
ohne expliziten Willensruck auch bei automatisierten Handlungen auf, sofern 
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diese nicht zu stark reflexartig geworden sind. Für diese Selbstattribution einer 
Bewegung ist es hinreichend, dass es eine normale sensomotorische Rückmel-
dung von dem bewegten Körperteil ins Gehirn gibt; wird diese Rückmeldung 
unterbrochen (z. B. durch Verletzungen), so kommt es zum Gefühl der „Fremd-
bestimmtheit“ der Bewegung (Jeannerod, 1997, 2002; Blakemore et al., 2002). 
Für eine Selbstattribution kann es aber auch ausreichen, dass die nur scheinbar 
von meinem Körper ausgeführte (zum Beispiel „eingespiegelte“) Bewegung 
vom Gehirn so verarbeitet wird, dass bei mir der Eindruck entsteht, ich hätte sie 
vorgenommen (für Details s. Wegner, 2002; Roth, 2006). Auch sind zahlreiche 
Befunde bekannt, dass Versuchspersonen aufgrund von Hypnose und Patienten 
aufgrund von Hirnstimulationen Bewegungen ausführen, die sie als von ihnen 
gewollt empfinden (vgl. Roth, 2003; Wegner, 2002).  
Schliesslich liefert auch Motivationspsychologie im Verein mit der Hirnfor-
schung ein Indiz dafür, dass die Willensbildung niemals „rein geistig“ bzw. „aus 
sich heraus“ geschieht, sondern unter Einwirkung unbewusster Motive, die aus 
dem limbischen System stammen. Man kann mithilfe verschiedenster neurowis-
senschaftlicher Methoden (EEG, funktionelle Kernspintomographie) demon-
strieren, dass wesentliche Anteile unserer bewussten Entscheidungen zuvor in 
subcorticalen Teilen des limbischen Systems, deren Aktivität grundsätzlich nicht 
von Bewusstsein begleitet ist (z. B. in der Amygdala, den Basalganglien oder 
dem Nucleus accumbens), vorbestimmt sind (vgl. hierzu Roth, 2003; Pauen und 
Roth, 2008).  
Der Rekurs auf die Hirnforschung ist allerdings für ein Verständnis des Entste-
hens und der Funktion des Willens eigentlich gar nicht nötig. Vielmehr setzt 
bereits ein rein psychologisches Konzept der Steuerung von Willenshandlungen 
einen motivationalen Determinismus voraus: Alles, was wir tun, setzt bewusste 
oder unbewusste Motive voraus, die sich im Gehirn in Motorprogramme umset-
zen (wir sehen einmal von der Frage ab, ob es im Gehirn auf der Ebene der 
Handlungssteuerung „objektive“ Zufälle gibt). Es ist entsprechend aus psycho-
logischer Sicht nicht vorstellbar, dass ich eine Handlung begehe und andere 
Handlungen unterlasse, ohne dass diese Entscheidung auf dem Überwiegen 
eines bestimmten Motivs in einem unterschiedlich grossen Komplex von Moti-
ven beruht. Dies gilt für den Fall, dass ich ohne grosses Nachdenken etwas tue; 
hier ist die Motivlage relativ einfach; es gilt aber auch für den Fall, dass ich mir 
lange und sorgfältig überlege, was ich tun will. Hier kommt es in besonderem 
Masse zu einem „Kampf“ der Motive, und ein bestimmtes Motiv „gewinnt“ 
eben aufgrund seiner Stärke. Ein motiv-loses Entscheiden wäre un-motiviert, 
unverständlich, zufällig.  
Zusammengefasst sehen wir, dass das Konzept der „reinen“ d. h. motiv-freien, 
und reflektierten Willensentscheidung aus Sicht der Handlungspsychologie und 
der Hirnforschung unhaltbar ist; es gibt nur entweder motiv-determinierte oder 
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zufällige Verhaltensweisen, aber keine freien, d. h. rein mental verursachten 
Handlungen.  
4. Das Freiheitserleben  
a) Das Entstehen des Gefühls der Handlungsfreiheit 
Unbezweifelbar haben wir bei den meisten Handlungen das Gefühl, dass wir 
anders handeln könnten, wenn wir nur anders wollten. Dies wird – wir haben es 
bereits gehört – als eines der stärksten Argumente zugunsten der Existenz von 
Willensfreiheit angesehen. Analysieren wir aber diese Gefühlssituation genauer, 
so stellen wir schnell fest, dass dieses Argument nicht gerechtfertigt ist. Erstens 
haben wir bereits festgestellt, dass ein bestimmter Wille nicht notwendig eine 
bestimmte Handlung determiniert, und dass es zweitens Handlungen auch ganz 
ohne Willensakt geben kann. Drittens aber funktioniert die Schlussfolgerung 
von Willensfreiheit aus dem Freiheitserleben nur dann, wenn wir sicher sein 
können, dass unsere Willensbildung nicht selbst von Ursachen und Motiven 
determiniert ist. Dies aber – so schon das Argument der englisch-schottischen 
Empiristen – können wir zum Teil gar nicht bewusst erfahren. Zwar gibt es psy-
chische Zwänge, die wir bewusst erleben, aber die unbewussten Einflüsse auf 
unsere Entscheidungen, die es zuhauf gibt, können wir per definitionem nicht 
erleben!  
Wie aber kommt das Gefühl der Entscheidungs- und Handlungsfreiheit zustan-
de? Dieses Gefühl haben wir erstens, wenn wir keinem äusseren oder inneren 
Zwang unterliegen. Zweitens fühlen wir uns frei, wenn wir reale Handlungsop-
tionen haben, d. h. wenn wir uns glaubhaft vorstellen können, dass wir jetzt oder 
in einer wiederum vorgestellten Situation A oder auch B (oder C...) tun könnten. 
So können wir uns vorstellen, dass wir am Abend entweder ins Kino gehen oder 
zuhause bleiben – wir sind von den obwaltenden physischen und psychischen 
Bedingungen her dazu in der Lage. Umgekehrt gilt: Wenn wir physisch nur zu 
A, aber nicht zu B fähig sind, dann haben wir eben keine Wahl und fühlen uns 
(in der Regel) nicht frei.  
Dieses Gefühl der Handlungsfreiheit ist gänzlich unabhängig davon, was wir 
später tatsächlich tun werden. Vielmehr genügt es, dass wir nicht das Gefühl 
haben, zum jetzigen Zeitpunkt sei unsere Zukunft bereits festgelegt, und wir 
könnten daran nichts mehr ändern. Auch die Annahme, dass jede Handlung 
genau zu dem Zeitpunkt vollkommen determiniert ist, an dem sie begonnen 
wird, ist mit einer solchen vorgestellten Freiheit vereinbar. Denn dass wir vorher 
nicht wissen, wie wir uns entscheiden und wie wir handeln werden, steht nicht 
im Widerspruch zu der These, dass Entscheidung und Handlung notwendig 
eintreten mussten. 
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Wir kommen damit zum Konzept eines Aktual-Determinismus: Unser Verhalten 
wird Schritt für Schritt determiniert, weil sich in jedem Augenblick neue Kau-
sallinien überschneiden. Natürlich kann es sein, dass es im Naturgeschehen 
objektive Zufälle gibt. Würden sie sich aber nicht nur auf mikrophysikalische 
Geschehnisse beschränken, sondern sich auf unser Verhalten auswirken, so 
würden sie nur dazu führen, dass uns unser eigenes Handeln rätselhaft erscheint, 
aber es würde unser Freiheitserleben unter keinen Umständen steigern – Wil-
lensfreiheit lässt sich nicht auf Zufall gründen. Ob es aus wissenschafts- und 
erkenntnistheoretischen Gründen nötig ist, über einen solchen Aktual-
Determinismus hinaus einen Pan-Determinismus anzunehmen, nach dem beim 
Entstehen des Weltalls schon feststeht, was wir heute Abend tun werden, ist 
höchst fraglich. Zumindest ist ein solcher Pan-Determinismus bereits aus me-
thodischen Gründen niemals exakt beweisbar (s. Roth, 2007).  
b) Das Erleben von Freiheit und der Verantwortlichkeitsbegriff des   
Strafrechts 
In der Strafrechtswissenschaft wird teilweise die Auffassung vertreten, ein Frei-
heitsbegriff, der allein auf das subjektive Erleben rekurriert, reiche hin, um straf-
rechtliche Verantwortlichkeit zu begründen. So führt der Mannheimer Straf-
rechtler Björn Burkhardt aus: „Wenn es sich um die Begründung des Vorwurfs 
gegen einen Täter handelt, dann sind wir von Rechts wegen gezwungen, den 
,inneren Standpunkt‘ zum Gegenstand der Bewertung zu machen, d. h. den 
Standpunkt des handelnden Subjekts“ (Burkhardt, 1998, S. 21). Dagegen spricht 
aber, dass sich der Richter bei der Feststellung von Tatsachen in erster Linie an 
objektiven Begebenheiten orientieren muss. Treten entsprechend objektive Um-
stände in Widerspruch zum Vorbringen des Angeklagten über sein Erleben, 
dann muss letzteres ganz offensichtlich zurückstehen. 
Gleiches gilt in Bezug auf Feststellungen nach § 20 StGB, der, wie oben erläu-
tert, den Schuldausschluss aufgrund besonderer Defekte des Täters regelt. Ein 
Schizophrener könnte noch so sehr darauf beharren, dass er sich zum Tatzeit-
punkt frei dazu entschlossen habe, der Stimme zu folgen, die ihn anwies, einen 
Menschen zu verletzen. Fällt die Tatbegehung in den Zeitraum eines schizo-
phrenen Schubs und damit in den Rahmen dessen, was vom Täter nur während 
eines Anfalls zu erwarten ist, dann wird er für schuldunfähig „bei Begehung der 
Tat“ erklärt. Das Erleben von Entscheidungsfreiheit reicht deshalb zwar für die 
Selbstzuschreibung einer Handlung aus, nicht jedoch für eine rechtliche Fremd-
zuschreibung. 
Bestimmte „objektive“ Defizite schliessen also die Schuld der einen Täter zwin-
gend aus. Andere dagegen werden nicht nur für schuldig erklärt, sondern be-
kommen wegen der Schwere ihrer Schuld auch eine besonders hohe Strafe. 
Davon sind vor allem Gewalttäter betroffen. Allerdings weisen auch Gewalttä-
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ter, die nicht im Sinne § 20 geistig krank sind, nicht selten empirisch feststellba-
re mentale Defizite von erheblicher Bedeutung für die Tatbegehung auf. Das 
werden die folgenden Ausführungen zeigen. 
5. Zur Schuldfähigkeit von Gewaltstraftätern 
In der Delmenhorster Studie „Psychobiologische Grundlagen aggressiven und 
gewalttätigen Verhaltens“ (Lück, Strüber und Roth,, 2005) wurde auf der 
Grundlage einer Vielzahl von Veröffentlichungen aus den letzten Jahren ein-
schliesslich inzwischen vorliegender grosser retrospektiver und prospektiver 
Studien die Frage untersucht, welche Merkmale chronische Gewaltstraftäter 
charakterisieren. Die wichtigste Erkenntnis dieser Studie lautet, dass man bei 
diesen Personen eine Kombination von kognitiven und emotional-affektiven 
Defiziten findet wie Hyperaktivität, mangelnde Impulshemmung, niedrige Frust-
rationstoleranz, Defizite im Erlernen sozialer Regeln, Aufmerksamkeits- und 
Konzentrationsschwächen, Defizite im Bereich der Empathie und verminderte 
Intelligenz. Als Ursachen hierfür werden angenommen (1) Geschlecht, (2) Alter, 
(3) genetisch oder entwicklungsbedingte hirnanatomische und -physiologische 
Störungen, (4) eine gestörte frühkindliche Bindungserfahrung, (5) traumatische 
frühkindliche Ereignisse, insbesondere Vernachlässigung, körperliche Miss-
handlung und sexueller Missbrauch, und (6) ungünstige familiäre soziale Bedin-
gungen wie Armut, elterliche Konflikte, Auseinanderbrechen der Familie, Ge-
waltbereitschaft der näheren sozialen Umgebung. Hierzu im Folgenden einige 
Einzelheiten. 
Körperliche Gewaltdelikte werden überwiegend von männlichen Jugendlichen 
und Erwachsenen begangen. Dabei gilt generell: je schwerer die Gewalttat, des-
to deutlicher dominiert das männliche Geschlecht. Dies bedeutet nicht, dass 
Mädchen bzw. Frauen generell weniger aggressiv sind, sondern nur, dass Jungen 
bzw. Männer eher zu direkter, nach aussen gerichteter körperlicher Gewalt nei-
gen, Mädchen bzw. Frauen hingegen eher zu indirekter Gewalt, d. h. verdeckter 
Aggression mittels sozialer Manipulation (Björkqvist et al., 1992; Owens et al., 
2000), oder zu autoaggressiven Handlungen. Die meisten Gewaltkarrieren be-
ginnen um das zwölfte Lebensjahr. Ihre Zahl verdoppelt sich im Alter zwischen 
13 und 14 Jahren, nimmt dann weiter zu, bis sie im Alter von 16 bis 17 Jahren 
einen Höhepunkt erreicht, verringert sich im Alter von 18 Jahren um die Hälfte 
und nimmt schliesslich kontinuierlich ab bis zum 27. Lebensjahr (Schneider, 
2000). Demgegenüber gibt es eine kleine Gruppe, ca. 5% der männlichen Ju-
gendlichen, die sehr früh aggressives bzw. impulsives Verhalten zeigt und darin 
nicht nachlässt (Moffitt et al., 2001).  
Gegenüber der Normalpopulation zeigen Gewaltverbrecher und andere Personen 
mit erhöhter Aggressivität signifikant häufiger Hirndefizite im Bereich des 
Stirnhirns (präfrontaler, orbitofrontaler und anteriorer cingulärer Cortex) und 
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des Schläfenlappens (Temporalcortex) sowie in limbischen Regionen (vornehm-
lich Amygdala und basales Vorderhirn), die alle mit der Entstehung und der 
Kontrolle affektiver und emotionaler Zustände zu tun haben (Bogerts, 2004; 
Bufkin und Luttrell, 2005; Davidson et al., 2000; Raine et al., 1997, 2000). Eine 
durch Verletzungen oder Fehlentwicklungen bedingte Verminderung der Aktivi-
tät des Frontalhirns, insbesondere des orbitofrontalen Cortex, führt zu einer 
erhöhten Risikobereitschaft, einer gesteigerten Impulsivität und zu „unmora-
lisch“-kriminellem Verhalten (Bechara et al., 1997; Brower und Price, 2001). 
Personen, deren orbitofrontaler Cortex in frühester Jugend geschädigt wurde, 
zeigen schwer antisoziales Verhalten auch beim Aufwachsen in normaler Um-
gebung, sie sind unerziehbar und unbelehrbar (Anderson et al., 1999).  
In diesem Zusammenhang wird davon ausgegangen, dass die genannten Berei-
che des Stirnhirns eine hemmende beziehungsweise zügelnde Wirkung auf lim-
bische Zentren ausüben, von denen negative Emotionen und aggressive Impulse 
ausgehen. Sind einzelne Strukturen dieses Netzwerkes oder ihre Verbindungen 
untereinander beeinträchtigt, so kann dieser zügelnde Einfluss fortfallen, was 
impulsives, gewalttätiges Verhalten zur Folge hat. Allerdings bestehen Unklar-
heiten in Bezug auf die Art der damit in Zusammenhang auftretenden Gewalt. 
Während sich impulsiv-affektive Gewaltformen relativ gut mit diesem Modell 
erklären lassen, bleibt „kalte“ instrumentelle Gewalt, wie sie für Psychopathen 
bzw. Soziopathen typisch ist, noch weitgehend unverstanden. 
Neben diesen Hirndefiziten liegen bei hochaggressiven und gewalttätigen Per-
sonen deutliche physiologische Veränderungen vor, die vor allem die so genann-
ten Neuromodulatoren Serotonin und Dopamin betreffen. Serotonin hat generell 
einen beruhigenden und angstmindernden Effekt und spielt eine wichtige Rolle 
bei der Impulskontrolle; ein Mangel an Serotonin begünstigt das Zustandekom-
men gewalttätigen Verhaltens (Lee und Coccaro, 2001). Inwieweit ein niedriger 
Serotoninspiegel direkt mit Aggression zusammenhängt oder über eine verstärk-
te negative Emotionalität (Furcht bzw. Ängstlichkeit, Bedrohtheitsgefühl, nied-
rige Frustrationstoleranz) als „reaktive Aggression“ vermittelt wird („Ich fühlte 
mich angegriffen, da musste ich mich doch wehren!“), ist noch unklar.  
Die Funktionsweise des Serotonin-Systems ist zu einem guten Teil von der ge-
netischen Ausstattung einer Person beeinflusst. Für zahlreiche Komponenten des 
serotonergen Systems werden unterschiedliche Genvarianten (so genannte Gen-
Polymorphismen) beschrieben, die in Abhängigkeit von sozialen Umweltfakto-
ren eine Prädisposition für antisoziales und gewalttätiges Verhalten darstellen 
können (Lesch und Merschdorf, 2000). Von besonderer Bedeutung ist die Tatsa-
che, dass Defizite im Serotonin-Haushalt nicht nur genetisch bedingt, sondern 
auch die Folge negativer Umwelteinflüsse sein können. Vorgeburtliche Störun-
gen des Serotonin-Haushalts, z. B. aufgrund Drogenkonsums oder chronischen 
mütterlichen Stresses während der Schwangerschaft, können schwere Entwick-
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lungsstörungen hervorrufen. Auch der spätere Serotoninspiegel wird von schäd-
lichen frühkindlichen Umwelteinflüssen wie Vernachlässigung, Gewalt und 
Missbrauch beeinflusst (Caspi et al., 2002; Huang et al., 2004); so gibt es einen 
Zusammenhang zwischen niedrigem Serotonin-Spiegel, Aggressivität von Kin-
dern und gewalttätiger Familiensituation (Halperin et al., 2003). Aggressivität 
könnte in diesem Zusammenhang mindestens zwei Ursachen haben, die beide 
mit einem niedrigen Serotoninspiegel verbunden sind, nämlich erstens ein pri-
märes affektiv-emotionales Defizit, das zu einer generellen Fehleinschätzung 
von Umweltereignissen führt, und zweitens ein Gefühl der Bedrohtheit und 
Unsicherheit als Folge frühkindlicher sozialer Isolation (vgl. Heinz, 2000).  
Treffen bestimmte kognitive und emotionale Risikofaktoren in der Kindheit 
zusammen, so ist dies für die Prognose der weiteren Entwicklung von Störungen 
des Sozialverhaltens, die sich in extremem Gewaltverhalten ausdrücken können, 
besonders ungünstig. Dazu zählen u. a. mangelnde Impulskontrolle, Schwierig-
keiten der Wahrnehmung und Interpretation sozialer Informationen, fehlende 
Empathiefähigkeit, Bindungsstörungen und klinisch auffälliges oppositionelles 
Trotzverhalten bzw. Störungen des Sozialverhaltens (vgl. Carlo et al., 1999; 
Dodge et al., 2003; Eisenberg und Morris, 2002; Lahey et al., 2000; Moffitt und 
Caspi, 2001). Die Entstehung solcher Entwicklungsstörungen liegt in einem 
Zusammenspiel von individuellen, dem Kind eigenen Faktoren und der sozialen 
Umwelt; vor allem die frühe Interaktion des Kindes mit seinen Bezugspersonen 
spielt eine grosse Rolle. Extrem widrige Entwicklungsumstände wie körperliche 
und sexuelle Misshandlung, Verwahrlosung, Gewalterfahrungen im näheren 
Umfeld und konfliktbeladene Eltern-Beziehungen stellen starke Risikofaktoren 
für massive Störungen der emotionalen und kognitiven Entwicklung des Kindes 
dar. Sie können im weiteren Lebenslauf zu schweren psychischen Störungen 
und insbesondere bei Männern zu einer erhöhten Neigung zu Gewalt führen.  
Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Mehrzahl der bisher untersuch-
ten Vielfach-Gewalttäter deutliche neuroanatomische bzw. neurophysiologische 
Defizite aufweisen, die in den allermeisten Fällen auch schon in der Kindheit 
und Jugend sichtbar werden. Diese Defizite allein prädestinieren eine Person 
aber offensichtlich nicht zu einer späteren Gewalttäterschaft, sondern stellen – 
von schweren hirnanatomischen und physiologischen Beeinträchtigung abgese-
hen – lediglich eine erhöhte Verletzbarkeit (Vulnerabilität) dar. In Kombination 
mit negativen psychosozialen Faktoren wie defizitäre Bindungserfahrungen 
(z. B. Vernachlässigung durch die Bezugsperson), körperlicher Misshandlung, 
sexuellem Missbrauch, und Gewalterfahrung in der nahen sozialen Umgebung 
führen sie aber mit hoher Wahrscheinlichkeit zu chronischer Gewalttäterschaft. 
Einzeln genommen können die genannten Risikofaktoren durchaus durch kom-
pensatorische Hirnentwicklungen oder günstige psychosoziale Umstände in 
ihrer Auswirkung gehemmt oder gemildert werden. Entsprechend gibt es Patien-
ten mit neuroanatomischen Defiziten im Bereich des Stirnhirns und des limbi-
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schen Systems, die keine Gewalttäter sind. In diesen Fällen wurden die Funktio-
nen von anderen Hirnteilen übernommen. Zurzeit ist unklar, warum bei den 
einen Personen kompensatorische Hirnentwicklungsprozesse stattfinden, bei den 
Gewaltstraftätern aber nicht.  
In jedem Fall aber handelt sich um Faktoren, die ihre Wirkung vorgeburtlich, in 
der Kindheit oder der frühen Jugend entfalten und nicht der Willensbildung des 
Straftäters unterliegen. Niemand kann für seine Gene, seine Gehirnentwicklung, 
für traumatisierende Erlebnisse im Kindesalter und ein negatives soziales Um-
feld verantwortlich gemacht werden und entsprechend nicht für eine mangelnde 
Impulshemmung, niedrige Frustrationsschwelle und Neigung zu körperlicher 
Gewalt.  
6. Die Konsequenzen für das Strafrecht 
a) Die Schuldfähigkeit nach § 20 StGB 
Wir haben bisher gezeigt, dass der Begriff der Willensfreiheit, wie er dem her-
kömmlichen Strafrecht zugrunde liegt, erstens begrifflich-theoretisch inkonsis-
tent ist und zweitens den Erkenntnissen der Psychologie und der Hirnforschung 
über die Steuerung von Willenshandlungen widerspricht. Drittens legen die 
empirischen Untersuchungen zu denjenigen Faktoren, die Menschen zu Gewalt-
kriminellen machen, auch konkret die Annahme nahe, dass diese Täter zum 
Zeitpunkt der Tatbegehung nicht anders hätten handeln können, wie es § 20 
StGB im Umkehrschluss für die Schuldfähigkeit voraussetzt. Gewalttäter sind 
aber gerade diejenigen, die wegen der Schwere ihrer Schuld die höchsten Stra-
fen zu gewärtigen haben. 
Zwar ist die Feststellung, ob ein Täter zum Tatzeitpunkt sein Verhalten nach den 
Normen hätte ausrichten können, nach herrschender Meinung grundsätzlich 
keine (oder doch nicht ausschliesslich eine) empirische, sondern eine normativ 
regulierte. Andererseits wird diese Fähigkeit im Einzelfall aber gerade aufgrund 
von empirischen Erkenntnissen ausgeschlossen. Daraus folgt, dass Schuld auch 
kein rein normativ (oder gar metaphysisch) deduzierbarer Begriff ist; vielmehr 
unterliegt er (auch) der Beurteilung durch die zuständigen empirischen Wissen-
schaften. Dabei gehört nicht nur die Feststellung eines Defekts im Sinne des 
§ 20 in den Bereich der Empirie; auch die Feststellung, ob dem Täter wegen 
dieses Defekts die Unrechtseinsicht oder die Steuerungsfähigkeit fehlte, erweist 
sich bei näherem Hinsehen als keineswegs empiriefrei. Denn mithilfe der Neu-
ropsychologie und Psychiatrie lassen sich zum einen die generelle Ansprechbar-
keit für Normen und zum anderen die Handlungssteuerungsfähigkeit feststellen. 
Dagegen kann der Richter allein anhand seiner Rechtskenntnisse überhaupt 
nicht beurteilen, ob und wie sehr eine Störung den Angeklagten beeinträchtigt, 
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und damit auch, ob die normative Ansprechbarkeit oder Steuerungsfähigkeit 
hierdurch aufgehoben ist oder nicht (Theune, 2002, S. 318).  
Fehlen die Ansprechbarkeit für Normen oder die Handlungssteuerungsfähigkeit 
bei Begehung der Tat, so ist der Täter entsprechend § 20 StGB nicht schuldfä-
hig. Daraus folgt aber nicht der Umkehrschluss, dass ein Täter, der beide Bedin-
gungen erfüllt und damit im Sinne von § 20 als schuldfähig gilt, auch tatsächlich 
willensfrei sei. Problematisch wird die gesetzliche Vorgabe des § 20 nämlich 
dann, wenn ein Täter sein Handeln zwar normalerweise nach Normen auszurich-
ten in der Lage ist, im Prozess jedoch geltend macht, dass ihm dies gerade zum 
Tatzeitpunkt nicht möglich war. Diese Exkulpation lässt § 20, wie gesagt, nur 
bei Vorliegen bestimmter Ausschlussgründe zu.  
In der Philosophie werden die von § 20 beschriebenen Defekte auch als „innere 
Zwänge“ bezeichnet. Im Gegensatz zu den „äusseren Zwängen“ beschränken sie 
nicht erst den äusseren Freiheitsraum des Handlungsvollzugs, sondern schon die 
„Willensbildung“. Darunter fallen auch Hirnschäden, die die Persönlichkeit so 
verändern können, dass aus sozial integrierten und beruflich erfolgreichen plötz-
lich wankelmütige, zu einem geordneten Leben nicht mehr fähige Menschen 
werden. Die wohl bekanntesten Beispiele hierfür sind der Bahningenieur Phi-
neas Gage, dessen Stirnhirn (orbitofrontaler Cortex) bei einem Arbeitsunfall im 
September 1848 von einem Metallrohr durchbohrt wurde, und der Patient mit 
dem Pseudonym „Elliot“, dem ein Hirntumor entfernt wurde (Damasio, 1994).  
Bei den meisten bisher untersuchten Gewalttätern existieren solche Störungen 
nach dem oben Gesagten entweder schon seit ihrer Geburt oder entstehen bereits 
in jugendlichem Alter. Im Gegensatz zu Menschen, bei denen ein solcher Defekt 
eine bereits gefestigte Persönlichkeit plötzlich und unerwartet verändert oder bei 
denen die Störung durch eine externe Ursache hervorgerufen wird (wie bei Gage 
oder „Elliot“), können sie sich vor Gericht jedoch nicht auf diesen Defekt beru-
fen. Die Störung gehört nach herrschender Meinung vielmehr zur Persönlich-
keit, weshalb die Person für daraus resultierende Taten haftbar gemacht wird. 
Damit macht man sie in höchst problematischer Weise für ihr „So-
Gewordensein“ verantwortlich, nämlich genau soweit, wie in der Tat, die ihr 
vorgeworfen wird, eben ihre Persönlichkeit zum Ausdruck kommt. Dagegen 
wird der Hirnschaden infolge eines Unfalls oder einer Operation als „Unglücks-
fall“ betrachtet, für dessen Folgen die Person nicht zuständig gemacht wird. Die 
Zuschreibung bzw. die Erklärung der Tat läuft dann sozusagen an der Person 
vorbei, während sie im anderen Fall bei der Person endet. Der Strafrechtler Gün-
ther Jakobs führt dazu aus: Das Geschehen dürfe in solchen Fällen ausnahms-
weise psychologisiert statt, wie regelmässig, normativiert werden, weil die Ge-
sellschaft bei der Beilegung straftatbedingter sozialer Störungen eben gerade 
soviel an Psychologisierung ertrage. Bei den übrigen Straftätern verlange sie 
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hingegen, dass mit „Strafschmerz“ reagiert werde (Jakobs, 2006, S. 839 Fn. 34, 
u. S. 840).  
Mit dieser sozialpsychologisch, also rein empirisch formulierten These ist je-
doch nicht gesagt, dass diese Vorgehensweise der Gesellschaft auch legitim ist. 
Nach den vorangegangenen Überlegungen ist vielmehr die Schlussfolgerung 
naheliegend, dass die Unterstellung, die § 20 StGB beim unfallgeschädigten 
Gewalttäter macht (er habe sein Handeln zur Tatzeit nicht den normativen Er-
wartungen entsprechend ausrichten können), auch für alle übrigen Gewalttäter 
gilt. Ein potenzieller Straftäter kann sehr wohl ein Normenbewusstsein haben 
und sich im Regelfall entsprechend verhalten. Dennoch mag er sich im Augen-
blick der Tat in einem Kontext befinden, der ihm keine andere Verhaltensweise 
erlaubt. Das Zusammenspiel zwischen dem, was seine Persönlichkeit zum Tat-
zeitpunkt ausmacht, und den aktuellen Umständen kann er möglicherweise nicht 
willentlich „überdeterminieren“, weil seine Persönlichkeit so wenig wie die 
äusseren Umstände in irgendeinem plausiblen Sinn seiner „freien“ Willensbil-
dung unterliegen könnten. Dies mag darüber hinaus für alle Straftäter gelten und 
nicht nur für Gewalttäter. Bei letzteren treten die Zweifel nur besonders deutlich 
hervor, weil sich die empirischen Bedingungen für das Zustandekommen ihrer 
Taten recht gut erforschen lassen. 
 
b) Der Grundsatz in dubio pro reo und das Willkürverbot 
Wir haben gesehen, dass die Schuldunfähigkeit nach § 20 StGB an objektiv 
feststellbare Tatsachen anknüpft. Zu diesen Tatsachen gehören strukturelle oder 
funktionale Hirnschäden, die ein sozial auffälliges Verhalten bewirken. Diese 
Störungen veranlassen die Strafgerichte bei manchen Tätern die Schuldunfähig-
keit und damit die Straflosigkeit zu bejahen, während andere ohne weiteres 
schuldig gesprochen werden. Besteht jedoch ein berechtigter Zweifel daran, dass 
aufgrund der Bedingtheit ihres Handelns auch all jene nicht anders handeln 
konnten, die wir für schuldfähig erklären, dann verletzen wir mit ihrer Bestra-
fung eines der fundamentalsten Prinzipien unseres Strafrechts, nämlich den 
Grundsatz „in dubio pro reo“, der ein Derivat der menschenrechtlichen Garantie 
der Unschuldsvermutung ist (vgl. Art. 6 Abs. 2 EMRK). Niemand, der beschul-
digt wird, muss seine Unschuld beweisen; vielmehr muss der Staat den Nach-
weis der Schuld erbringen, um bestrafen zu dürfen.  
Die bisherigen Erkenntnisse der Hirnforschung reichen bei Weitem aus, einen 
solchen Zweifel an strafrechtlicher Schuld insgesamt für alle Täter zu begrün-
den. Denn die empirischen Differenzierungen, die wir bei der Anwendung des 
§ 20 machen, berechtigen nicht dazu, gegen die einen Personen einen Schuld-
vorwurf mit der Folge der Bestrafung zu erheben und gegen die anderen nicht. 
Eine normativ unterschiedliche Handhabe ist nämlich nur dann legitim, wenn 
auch die sachlichen Voraussetzungen in einem rechtlich relevanten Sinn andere 
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sind. Dagegen stellt die rechtliche Ungleichbehandlung empirisch gleicher 
Sachverhalte ohne sachlichen Grund einen Verstoss gegen das Willkürverbot 
(Art. 3 Abs. 1 Grundgesetz [GG]) dar. Warum aber auf neuronale Störungen 
einer Person einmal mit dem Vorwurf des Andershandelnkönnens reagiert wird 
und ein anderes Mal nicht, ist bisher nicht hinreichend begründet worden. Ein 
solcher Vorwurf lässt sich wohl auch nicht begründen, weil die massgeblichen 
empirischen Umstände hierfür nichts hergeben. Für eine normative Setzung von 
„Willensfreiheit“, mit der man sich zu behelfen sucht, ist hier jedenfalls kein 
Raum, und sie ist auch überflüssig, wie wir sehen werden. 
c) Normative Zurechnung ohne metaphysische oder fiktive   
„Letztverantwortung“ 
Ohne den Begriff von Schuld im Sinne einer metaphysisch begründeten Letzt-
verantwortung müssten wir deshalb eine so starke Zufügung von Übel, wie sie 
uns das Strafrecht derzeit erlaubt, anders legitimieren. Allerdings ist nicht zu 
befürchten – wie manche Strafrechtler und Rechtstheoretiker es tun –, dass ohne 
Willensfreiheit in diesem metaphysisch-starken Sinne die gesamte Rechtsord-
nung zusammenbrechen müsste. Der Regelungsbereich des Rechts berührt 
grundsätzlich nämlich nur die Handlungsfreiheit. Für das Zustandekommen 
eines Vertragsabschlusses ist es beispielsweise unerheblich, ob die Vertragspar-
teien willensfrei sind oder nicht. Wird ein Vertragspartner wegen eines geistigen 
Defizits für nicht geschäftsfähig befunden, dann wird er für unzuständig erklärt. 
Das gleiche würde gelten, wenn ihn jemand zur Unterschrift zwänge, indem er 
seine Hand mit Gewalt führte. Normative Zurechnungsprinzipien können also 
sowohl an äusseren als auch an inneren Zwängen anknüpfen. Das könnte die 
Idee begünstigen, dass wir dann ja überhaupt nichts am bestehenden Rechtssys-
tem ändern müssten: Die einen Täter werden eben für zuständig erklärt und die 
anderen wegen ihres Defizits nicht.  
Dies ist freilich nicht so einfach. Während das Zivilrecht, das auf Schadenswie-
dergutmachung gerichtet ist und sich vornehmlich an Fairnesserwägungen orien-
tiert, sogar eine „Billigkeitshaftung“ für Kinder und aus sonstigen Gründen 
Schuldlose kennt, muss das Strafrecht eine viel strengere Trennlinie zwischen 
Haftung und Nichthaftung ziehen. Das Strafrecht zielt nämlich nicht auf Wie-
dergutmachung ab, sondern genuin auf Vergeltung. Viele Strafrechtler würden 
das zwar bestreiten, sie übersehen dabei aber, dass der Begriff des Schuldaus-
gleichs, der allgemein als konstitutives Element der Strafe bejaht wird, mit dem 
Begriff der Vergeltung notwendig zusammenhängt. So sagt auch das Bundesver-
fassungsgericht: „Die Strafe [...] ist im Gegensatz zur reinen Präventionsmass-
nahme dadurch gekennzeichnet, dass sie – wenn nicht ausschliesslich, so doch 
auch – auf Repression und Vergeltung für ein rechtlich verbotenes Verhalten 
abzielt“ (BVerfGE 20, 323, 331). Das Strafrecht muss deshalb, anders als das 
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Zivilrecht, Schuldfähigkeit im Sinne einer „Letztverantwortung“ voraussetzen 
können, die über die blosse rechtliche Zuständigkeit hinausgeht.  
Die Ablehnung des Alternativismus hindert uns jedoch – jedenfalls in den meis-
ten Fällen – nicht, den Täter für den Normbruch auf andere Weise als durch 
Schuldzuschreibung rechtlich zuständig zu machen, und nicht etwa die Gesell-
schaft oder gar das Opfer. Dies folgt aus ähnlichen Fairnesserwägungen, wie sie 
für das Zivilrecht gelten, wonach primär derjenige haftet, der die Norm objektiv 
gebrochen hat. Da wir aber aus den genannten Gründen nicht vergelten dürfen, 
benötigen wir eine andere Legitimationsquelle als die Letztverantwortung des 
Täters, wenn wir wollen, dass er über die blosse Schadenskompensation hinaus 
etwas zur Behebung der sozialen Störung erbringt. Wenn wir jemanden weg-
schliessen für etwas, wofür er nichts konnte, dann bleibt der unauflösbare Rest 
eines Gerechtigkeitsproblems, denn aus unseren normativen Zuschreibungsprin-
zipien lässt sich keine schlüssige Begründung dafür gewinnen, dass der empiri-
sche Mensch ins Gefängnis gehen muss. Denkbar ist schliesslich auch, dass der 
Täter frei bleibt und jeder einzelne Bürger sich entsprechend schützt. Sehen wir 
die Dinge so, dann wird deutlich, dass ein Täter, der zum Wohl der Sicherheit 
Anderer weggeschlossen wird, alle übrigen entlastet. Er muss dann aber die 
Verantwortung für ein Geschehen tragen, für das ihm eine Letztverantwortung 
nicht zugewiesen werden kann – er kann nämlich nichts dafür, dass er so gewor-
den ist, wie er ist.  
7. Alternativen zum traditionellen Schuldprinzip  
des Strafrechts 
a) Der Erhalt der Normenordnung und andere Sanktionszwecke 
Auf der Suche nach einer Alternative zum traditionellen Strafrecht müssen wir 
uns zunächst mit den übrigen Zwecken der Strafe (neben der Vergeltung) aus-
einandersetzen, die auch im Massregelrecht Bedeutung haben. 
Unabweisbar ist, dass es in jeder Gemeinschaft Normen gibt, auf deren Verlet-
zung mit einer Sanktion reagiert wird. Denjenigen, der die Norm bricht, ereilt 
also ein Übel. Wenn wir zunächst einmal jeden unerwünschten staatlichen Ein-
griff als Übel begreifen, dann kann man auch schon den Schadensersatz oder das 
Schmerzensgeld als solches bezeichnen. Deutlicher wird der Übelscharakter 
freilich bei einem Bussgeld oder einer Beugehaft, und ganz unabweisbar ist er 
schliesslich bei den beiden vom deutschen Strafgesetzbuch vorgesehen Strafen, 
der Geld- und der Freiheitsstrafe.  
Stellen wir uns für einen Augenblick vor, der Staat sanktionierte es grundsätz-
lich nicht, wenn ein Mensch einen anderen tötet, oder würde ein solches Verhal-
ten gar belohnen. Dann existierte kein Verbot der Tötung eines anderen, und 
zwar unabhängig davon, ob ein solches irgendwo geschrieben stünde. Der Staat 
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muss also sanktionieren, um einer Verbotsnorm Geltung zu verschaffen und um 
diese Geltung aufrechtzuerhalten.  
In der Strafrechtswissenschaft wird der Strafzweck der Aufrechterhaltung der 
Norm mit dem Begriff der positiven Generalprävention bezeichnet. Die hier 
beschriebene Ausprägung hat dieser Ansatz vor allem durch Jakobs erfahren 
(Jakobs, 1998). Daneben gibt es die negative Generalprävention, die auf die 
abschreckende Wirkung von Strafen für die Allgemeinheit abhebt, die negative 
Spezialprävention, die die Sicherung des Täters im Blick hat und schliesslich die 
positive Spezialprävention, die auf Besserung und Resozialisierung des Täters 
abzielt. Insbesondere letzterer hat der Gesetzgeber in § 46 Abs. 1 Satz 2 StGB 
ein besonderes Gewicht bei der Strafzumessung eingeräumt. Dort heisst es: „Die 
Wirkungen, die von der Strafe für das künftige Leben des Täters in der Gesell-
schaft zu erwarten sind, sind zu berücksichtigen.“ Auch das Bundesverfassungs-
gericht hat den Resozialisierungsgedanken im Strafvollzug immer wieder her-
vorgehoben (BVerfGE 35, 202, 235 f.; 45, 187, 238 f.; 74, 102, 122 f.; 98, 169, 
200; 2 BvR 1673/04, 2 BvR 2402/04 v. 31.05.2006; 2 BvR 2132/05 v. 
25.9.2006). 
Demgegenüber hat Kant allen Strafwecken, die über die blosse Vergeltung hi-
nausgehen, eine klare Absage erteilt: „Richterliche Strafe [...] kann niemals 
bloss als Mittel ein anderes Gute zu befördern für den Verbrecher selbst, oder 
für die bürgerliche Gesellschaft, sondern muss jederzeit nur darum wider ihn 
verhängt werden, weil er verbrochen hat; denn der Mensch kann nie bloss als 
Mittel zu den Absichten eines Anderen gehandhabt und unter die Gegenstände 
des Sachenrechts gemengt werden, wowider ihn seine angeborne Persönlichkeit 
schützt [...]. Nur das Wiedervergeltungsrecht [...] kann die Qualität und Quanti-
tät der Strafe bestimmt angeben; alle andere sind hin und her schwankend und 
können anderer sich einmischenden Rücksichten wegen keine Angemessenheit 
mit dem Spruch der reinen und strengen Gerechtigkeit enthalten“ (Kant, 1907, 
S. 331 f.). 
Nun sind Art und Ausmass der Strafe nach Kant freilich gemäss dem Tali-
onsprinzip („Auge-um-Auge-Zahn-um-Zahn“) zu bestimmen, das ersichtlich 
eigene und teils sehr eigenartige Probleme aufwirft und von dem wir uns heute 
mit der Geld- und Freiheitsstrafe weit entfernt haben, aber auch im Übrigen wird 
mit dem Strafrecht keine reine Vergeltung mehr bezweckt. Sowohl in der 
Rechtspraxis als auch in der Literatur ist heute die sog. Vereinigungstheorie 
vorherrschend, nach der mit der Strafe alle gerade genannten Zwecke in einer 
spezifischen (und umstrittenen) Verbindung verfolgt werden. Bei einer Massre-
gel muss dagegen ganz auf den Vergeltungscharakter verzichtet werden, weil 
die betroffenen Täter kein oder nur ein verminderter Schuldvorwurf trifft. 
Die wohl bekannteste Massregel ist die Einweisung in eine psychiatrische Kli-
nik. Weil sich die Begrenzung dieser staatlichen Reaktion nicht nach der Schuld 
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richtet, bestimmen sich Art und Ausmass – wie bei jedem anderen staatlichen 
Eingriff in die Grundrechte der Bürger – nach dem Verhältnismässigkeitsprin-
zip. Der staatliche Eingriff muss danach einen legitimen Zweck verfolgen, zur 
Erreichung dieses Zwecks geeignet und erforderlich, d. h. das mildeste Mittel 
hierfür sein, und schliesslich muss er angemessen bzw. verhältnismässig im 
engeren Sinne sein. Dabei sind im Massregelrecht nach § 62 StGB die Bedeu-
tung der vom Täter begangenen und zu erwartenden Taten sowie der Grad der 
vom Täter ausgehenden Gefahr zu berücksichtigen. 
Weil bei der Frage, wie lange eine Massregel andauert, auch die Gefährlichkeit 
des Täters Berücksichtigung findet, befürchten viele Rechtswissenschaftler, dass 
ohne die begrenzende Funktion der Schuld der Staat die Täter insgesamt nach 
seinem Belieben „umerziehen“ könnte, dass sie also, wie Kant es ausdrückte, 
zum blossen Mittel für die Zwecke Anderer würden. Die Strafe wird also wegen 
ihrer begrenzenden Funktion, in der der Strafrechtler Claus Roxin zugleich ihr 
legitimierendes Element sieht (Roxin, 2006, § 3, Rn. 51–55), gegenüber einer 
prinzipiell unbefristeten Massregel nach wie vor als ein Vorteil für den Täter 
angesehen.  
Das Mass der Schuld ist aber seinerseits durchaus variabel, also keineswegs 
unabhängig von temporären gesellschaftlichen Vergeltungsbedürfnissen. Aus-
serdem ist die begrenzende Funktion der Schuld jedenfalls bei schweren Ge-
waltverbrechen durch die Möglichkeit der nachträglichen Sicherungsverwah-
rung obsolet geworden. Tatsächlich neigen wir gerade in den letzten Jahren 
dazu, der Sicherheit (Gefahrenabwehr) gegenüber dem Freiheitsanspruch des 
Straftäters den Vorrang einzuräumen. Es ist deshalb schwer zu sehen, wie das 
Schuldprinzip diesem Vorgehen eine sinnvolle Schranke setzen könnte. Ver-
zichten wir jedoch auf das Schuldprinzip, so stehen wir vor dem im letzten Ab-
schnitt beschriebenen Legitimationsproblem, wobei es, wegen der Notwendig-
keit einer Sanktion zum Normerhalt, weniger darum geht, ob sanktioniert wer-
den darf, sondern vielmehr wie.  
b) Therapieangebot als (Wahl-)Alternative zur traditionellen Sanktion 
Einen wichtigen Anhaltspunkt liefert uns zunächst Art. 1 unserer Verfassung: 
„Die Würde des Menschen ist unantastbar“.  
Daraus lässt sich zunächst ein absolutes Verbot von Zwangstherapien, aber auch 
von medizinischen Zwangseingriffen ableiten, die möglicherweise zu einem 
sozial besser angepassten Leben eines Täters führen würden. Demgegenüber 
sind Therapieangebote rechtlich unbedenklich, weil sie keinen staatlichen Ein-
griff darstellen. 
Damit ist jedoch noch nicht gesagt, was wir einem Täter zumuten dürfen. Die im 
Kapitel 6c beschriebene Gerechtigkeitslücke erfordert jedenfalls, dass die Über-
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nahme der Verantwortung seitens der Gesellschaft mit dem Mass der Zumutun-
gen an den Einzelnen wächst. Je mehr wir also dem Täter zumuten, desto mehr 
an Verantwortung müssen wir gleichzeitig selber übernehmen – nur so lässt sich 
die Gerechtigkeitslücke auf ein Minimum reduzieren. Damit wäre einem Sankti-
onenrecht, das auf eine Vorwurfshaltung verzichtete, eine Begrenzung imma-
nent, die das Schuldprinzip nicht aufzuweisen vermag. Hieraus folgte beispiels-
weise, dass Therapie- und Behandlungsangebote nicht bloss gemacht werden 
dürften, sondern müssten, sofern sie erfolgversprechend sind. Dass Wegschlies-
sen zur Sicherung ohnehin nur in absolut unausweichlichen Fällen zulässig ist, 
folgt schon aus dem Verhältnismässigkeitsprinzip. Der Staat hätte aber ohne die 
Möglichkeit des Rückgriffs auf das Schuldprinzip ausserdem die Verpflichtung, 
nach anderen, milderen Massnahmen zu forschen und sie ggf. zu entwickeln. 
Die Verbesserung des Therapie- und Behandlungsangebots ist dabei eine wich-
tige Aufgabe, ja ein moralisches und sogar ein rechtliches Gebot! 
Nicht vergessen werden darf dabei, dass eine erfolgreiche Therapie von einem 
Täter in Wahrheit viel mehr verlangt als der (unbehelligte) Aufenthalt in einem 
Gefängnis. Was dadurch bewirkt werden soll, ist nichts anderes als eine Verhal-
tensveränderung, die ohne eine Persönlichkeitsveränderung nicht vorstellbar ist. 
Das kann einen sehr schmerzhaften Prozess bedeuten, weil es vom Täter ver-
langt, dass er versteht, was er dem Opfer an Verletzung zugefügt hat. In aller 
Regel bagatellisieren Täter dies und schützen so sehr effektiv ihr Selbstbild, 
wodurch sie selber in einem emotionalen Gleichgewicht bleiben. Beginnen sie 
dagegen mit einer wirklichen Auseinandersetzung, dann wird dieses Selbstbild 
zerstört, und der Täter gerät in eine mitunter starke emotionale Krise. Diese 
Krise eröffnet aber zumeist erst die Möglichkeit zur Verhaltensänderung. Das 
Mass an Übelszufügung, das mit einer solchen Veränderung verbunden ist, soll-
te deshalb nicht unterschätzt werden. Gleichzeitig beginnt mit dem Verstehen 
des Täters auch eine Übernahme der Verantwortung für die Tat und damit im 
Grunde die einzig mögliche „Entschuldigung“, die ein Opfer erhalten kann.  
Eine solche Therapie dürfte, wie wir bereits klargestellt haben, nur auf freiwilli-
ger Basis erfolgen. Lehnt ein Täter für sich die Therapieoption ab, dann müsste 
ihm also eine Alternative angeboten werden, und diese Alternative könnte 
durchaus in dem Geld- und Freiheitsstrafensystem bestehen, wie wir es derzeit 
anwenden.  
Der Unterschied ist freilich erheblich: Dem Täter selber würde die Wahl gelas-
sen, ob er sich der „klassischen“ Bestrafung aussetzen, oder ob er den therapeu-
tischen Ansatz als Weg zu einer Verhaltensänderung nehmen will, um seinem 
Teil der Verantwortung gerecht zu werden und sich das Vertrauen der Gesell-
schaft zurückzuverdienen. Der traditionelle (Straf-)Vollzug würde damit auch 
durch die Wahl des Täters legitimiert. Gleichzeitig entfaltete sich die begren-
zende Funktion der herkömmlichen Bestrafung, und zwar zum einen in Bezug 
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auf die Dauer der Sanktion, aber vor allem in Bezug darauf, dass der Täter mit 
dieser Wahlalternative Eingriffen in seine Persönlichkeit eine Absage erteilen 
könnte. 
c) Begrenzung der Sanktion: Restitution der Norm statt Ausgleich der 
Schuld 
Diese Möglichkeit, die Dauer der Sanktion zu begrenzen, entfiele auch keines-
wegs mit dem Schuldprinzip, denn auch bei einer alternativen Sanktion wären 
die Umstände, die nach § 46 Abs. 2 StGB für die traditionelle Strafzumessung 
gelten, entsprechend anzuwenden. Nicht nur für den Therapieansatz ist es näm-
lich entscheidend, ob jemand vorsätzlich oder fahrlässig, eigensüchtig oder zum 
Wohle eines Dritten gehandelt hat. Auch hinsichtlich der Aufrechterhaltung 
bzw. Restitution der gebrochenen Norm sind sie relevant: Der vorsätzlich Tö-
tende verstösst gegen das Tötungsverbot, der fahrlässig Tötende „nur“ gegen die 
im Verkehr erforderliche Sorgfalt. Z.T. sind deshalb Fahrlässigkeitstaten auch 
nur ausnahmsweise strafbewehrt und haben dann einen erheblich geringeren 
Strafrahmen als die entsprechenden Vorsatztaten. Art und Intensität seines An-
griffs auf die Norm sind wiederum mitbestimmend dafür, was zur Wiederher-
stellung der umfassenden Normgeltung erforderlich ist.  
Wir nehmen also Abstufungen in der Bewertung und damit auch im Strafmass 
vor, weil mehr oder weniger an Sanktion erforderlich ist, um die Geltung der 
Norm wiederherzustellen. Ob der Täter determiniert gehandelt hat oder nicht, ist 
dabei nicht relevant. Bei der herkömmlichen (Straf-)Sanktion im Rahmen eines 
alternativen Sanktionenrechts, wie es hier skizziert wurde, würden Art und Mass 
damit nicht durch das Schuldprinzip – jedenfalls nicht im geläufigen Sinne – 
vorgegeben, sondern mit Blick auf das Mass dessen bestimmt, was zur Wieder-
herstellung der Norm erforderlich ist. Jakobs und andere Autoren sehen in der 
positiven Generalprävention seit längerem die primäre Funktion des Strafrechts, 
und die Vermutung liegt natürlich nahe, dass unter dem rhetorischen Deckman-
tel des Schuldprinzips genau dies und nicht etwa ein angemessener Schuldaus-
gleich stattfindet.  
d) Die „Freiheit“ der Wahl bei alternativen Sanktionen 
Es mag die Frage aufkommen, ob es sich denn um eine „echte“ Wahl handelte, 
wo der Täter sich doch determiniert zwischen einer therapeutischen Massnahme 
und einer herkömmlichen Sanktion „entscheiden“ müsste. Dem Einwand ist 
natürlich insoweit zuzustimmen, als dies keine Wahl im Sinne eines Andershan-
delnkönnens wäre. Wählte der Täter die herkömmliche (Straf-)Sanktion, dann 
könnte er dies so wenig vermeiden wie die gegenteilige Wahl. Auf diese Ent-
scheidung dürfte aber dennoch legitimerweise die Wahlalternative „Gefängnis“ 
folgen, und zwar aus den folgenden Gründen: Zum einen hat das Gefängnis im 
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Kontext des hier skizzierten alternativen Sanktionenrechts keinen Vergeltungs-
charakter. Der Täter würde nicht für seine Wahl bestraft, vielmehr diente ihm 
diese Alternative zum Schutz vor Eingriffen in seine Persönlichkeit. Sie stellte 
gleichzeitig – und dies wäre ihr primärer Zweck – die Aufrechterhaltung der 
Normenordnung sicher.  
Soweit liessen sich diese Sätze umstandslos noch auf das bisherige System über-
tragen. Der zweite relevante Unterschied zum traditionellen Strafsystem liegt 
aber in der Festlegung, wer über diese Alternativen entscheiden würde. Weil die 
Setzungsmacht vom Richter auf den Täter verlagert würde, übernähme dieser 
die Verantwortung für die Entscheidung und trüge somit zu deren Legitimation 
bei. Auch der determinierte Täter weiss nämlich nicht, wie er determiniert ist, 
und entscheidet sich damit nach seinem eigenen subjektiven Empfinden „frei“ 
für die eine oder andere Alternative. Die Gesellschaft würde gleichzeitig in die 
Verantwortung genommen, weil sie eine echte Alternative, also etwas zur Reso-
zialisation Geeignetes, offerieren müsste, wenn sie den Täter wegen ihrer prä-
ventiven Bedürfnisse mit der Sanktion belastete.  
Die Unterbringung in einem psychiatrischen Krankenhaus, wie sie das Massre-
gelrecht bereits vorsieht, genügt diesem Anspruch nicht annähernd. Diese Mass-
regel ist auf die Tätergruppe zugeschnitten, die Defekte im Sinne des § 20 auf-
weist. Für andere Täter müssten deshalb andere therapeutisch wirkende Massre-
geln geschaffen werden. Davon hat die Phantasie des Gesetzgebers bisher nicht 
viel mehr zuwege gebracht als die Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus. Als weitere Massregeln genannt werden nur noch die Unterbrin-
gung in einer Entziehungsanstalt und in der Sicherungsverwahrung, die Füh-
rungsaufsicht, die Entziehung der Fahrerlaubnis und das Berufsverbot, wovon 
einige ersichtlich kaum oder gar nicht auf eine Verhaltensänderung abzielen. 
Dass der Gesetzgeber mit Vorschlägen, die darüber hinaus gingen, so zurückhal-
tend ist, hängt jedoch auch mit seinem Festhalten am traditionellen Schuldprin-
zip zusammen. 
Nun lässt sich nicht bestreiten, dass ein Nötigungsdruck auch für denjenigen 
Täter bestünde, dem eine solche Wahl offen steht, denn sie reduzierte sich auf 
eine Wahl zwischen zwei Übeln. Damit böte sie ihm aber einen grösseren Hand-
lungsspielraum als bisher, wäre für ihn also eine Erweiterung der Handlungsop-
tionen. Es ist im Übrigen gerade in diesem Kontext rechtlich anerkannt, dass 
auch der Zwangscharakter einer solchen Wahl nichts an deren Zurechenbarkeit 
zum Wählenden ändert, z.B. bei der „chemischen Kastration“ von Sexualstraftä-
tern, um ihnen ein Leben in Freiheit zu ermöglichen. 
Auch bei einem alternativen Sanktionenrecht läge die Verantwortung für die 
begangene Tat nach dem Gesagten immer noch überwiegend beim Täter. An-
ders als bisher rückte aber ausserdem die Mitverantwortung der Gesellschaft 
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hinsichtlich der Vermeidung zukünftiger Straftaten ins Blickfeld, weil die Be-
reitstellung therapeutischer Angebote verpflichtend würde.  
Auch die herkömmliche Differenzierung des § 20 StGB findet in diesem Kon-
zept ihren Platz, wenngleich an anderer Stelle. Eine dem Täter angebotene Wahl 
zwischen zwei Übeln mit teilweise unterschiedlichen Funktionen erforderte 
natürlich, dass der Täter versteht, worüber er entscheidet. Er muss Tragweite 
und Bedeutung seiner Entscheidung begreifen können. Das setzt im Grunde 
genau das voraus, was Roxin mit dem Begriff der „normativen Ansprechbar-
keit“ bezeichnet (Roxin, 2006, § 19 Rn. 36 ff.), also die Fähigkeit eines Men-
schen, Normen zu verstehen und sein Leben grundsätzlich danach auszurichten. 
Gibt es diese Ansprechbarkeit nicht, so kann den Betroffenen keine Wahlmög-
lichkeit eingeräumt werden. Weil damit zugleich die Legitimation für die her-
kömmlichen (Straf-)Sanktionen entfiele und weil ihnen grundsätzlich auch keine 
therapeutische oder medizinische Massnahme gegen ihren Willen oder ihre sub-
jektiven Möglichkeiten aufgezwungen werden dürfte, wären sie lediglich zur 
Sicherung unterzubringen, und zwar unter grösstmöglicher Berücksichtigung 
ihrer eigenen Interessen. Diese Menschen wird man also auch weiterhin dem 
psychiatrischen Krankenhaus überantworten. 
e) Sicherungsverwahrung und gesellschaftliche Verantwortung 
Damit gelangen wir zum letzten Aspekt eines alternativen Sanktionenrechts: Die 
Sicherung ist ein gewichtiger Faktor bei der Gefahrenabwehr. Je grösser die 
Gefahr, die von einem Täter ausgeht, und je wahrscheinlicher die Gefahrver-
wirklichung, desto weniger kann auf eine Gewährleistung der Sicherheit ver-
zichtet werden. Bei der Frage der Therapierbarkeit chronischer Gewalttäter sind 
die Möglichkeiten ganz offenbar nicht annähernd ausgeschöpft. Zu hoffen 
bleibt, dass die Häufigkeit des unumgänglichen Wegschliessens zur Sicherung 
mit der Entwicklung von wirksamen Therapie- oder Behandlungsmethoden, 
aber auch von alternativen Sicherungsmethoden wie der elektronischen Fussfes-
sel abnimmt. Im Falle eines Täters, der schwer gewalttätig und nach heutigem 
Kenntnisstand nicht therapier- oder sonst behandelbar ist, gibt es (derzeit) aber 
nur die Möglichkeit der Sicherungsverwahrung. Die Verwahrung darf sich dann 
hinsichtlich der grösstmöglichen Wahrung der Interessen des Täters jedoch nicht 
wesentlich von der eines Kranken unterscheiden. Beide erbringen nämlich in 
gewisser Weise ein „Sonderopfer“, indem sie ihre Freiheit für ein mehr an Frei-
heit der übrigen Gesellschaft aufgeben müssen. 
Nach allem Dargelegten geht es bei der Frage nach den Konsequenzen der Hirn-
forschung für das Strafrecht a limine nicht um eine ersatzlose Abschaffung des 
Strafrechts, wenn wir weiterhin in einer (relativ) friedlichen Gesellschaft leben 
wollen, in der die grundsätzliche Geltung von schützenden Normen garantiert 
ist. Die Frage ist vielmehr, wie wir mit der neuen Sicht auf den Verbrecher um-
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gehen, die uns die Legitimität eines moralisch aufgeladenen Schuldvorwurfs 
bestreitet. Angenehm an der Vorwurfshaltung ist, dass diejenige Seite, die den 
Vorwurf formuliert, sich damit als frei von Schuld definiert, während die andere 
Seite, der gegenüber der Vorwurf erhoben wird, mit ihrer Schuld allein gelassen 
werden kann nach dem Prinzip: Wer anders handeln konnte, hat selber schuld! 
Dabei lassen wir den Beitrag, den die Gesellschaft selber für das Zustandekom-
men von Straftaten leistet, ebenso unberücksichtigt wie den Vorteil, den sie aus 
der Sanktionierung Einzelner zieht. Die Erkenntnisse der Hirnforschung ver-
pflichten uns dagegen, diese unsere Verantwortung wahrzunehmen, statt wie 
bisher die Kommunikation mit dem Täter zu beenden und ihn seine Strafe ver-
büssen zu lassen, auf dass er geläutert werde. Die Aussichtslosigkeit dieser Vor-
gehensweise wird seit vielen Jahren durch hohe Rückfallquoten belegt – ein 
teures System in zweifacher Hinsicht, denn Rückfalltäter sind nicht nur eine 
hohe finanzielle Belastung für die Gesellschaft, sie begehen auch Taten, die 
zahlreiche Opfer teuerer zu stehen kommen, als jemals durch materielle Leis-
tung kompensiert werden könnte. 
Eine Alternative zum derzeitigen Strafrecht ist also sowohl denkbar als auch 
legitimierbar. Allein seine Durchführbarkeit krankt derzeit vor allem am Mangel 
geeigneter Therapiemethoden. Solche zu entwickeln bedarf es deshalb einer weit 
grösseren Anstrengung als bisher. Genau darin besteht die Verpflichtung einer 
Gesellschaft, die auf einen Schuldvorwurf verzichtet und selber Verantwortung 
übernimmt. Ein insoweit verändertes Sanktionenrecht mag seinerseits Probleme 
mit sich bringen, die noch nicht abschätzbar sind. Besonderes Augenmerk müss-
te jedenfalls auf der Überprüfung der eingesetzten Therapien und deren Kontrol-
le durch unabhängige Instanzen liegen. Mit der Option, eine der heute prakti-
zierten (Straf-)Sanktionen wählen zu können, wird der Täter jedenfalls nicht 
schlechter gestellt als bisher. Sie gewährleistet ausserdem, dass der normativ 
ansprechbare Täter auf eine andere Weise behandelt wird als derjenige, der diese 
Fähigkeit nicht hat. Er wird mit der Möglichkeit der Wahl sogar wesentlich 
ernster genommen als bisher. Gleichzeitig könnte mit dem Ausbau eines solchen 
Systems der günstige Nebeneffekt erzielt werden, dass auch die sonstigen 
zwangsweisen Unterbringungen, deren Zahl in den letzten 20 Jahren stark ange-
stiegen ist, in ein besser funktionierendes Kontrollsystem eingebunden werden 
könnten. 
8. Schlussbemerkung 
Der traditionelle Begriff der Willensfreiheit im Sinne des Alternativismus und 
der mentalen Verursachung ist nicht in der Lage, eine plausible Schuldtheorie 
des Strafrechts zu begründen. Zum einen ist er begrifflich unzulänglich, denn 
eine „rein mentale Verursachung“ müsste voraussetzungs- und motivlos sein 
und könnte nicht von zufälligen Handlungen unterschieden werden, zum ande-
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ren widerspricht eine solche Annahme allen empirischen, d. h. willens- und 
handlungspsychologischen und neurobiologischen Erkenntnissen. Diese zeigen 
einen nur indirekten Zusammenhang zwischen Wille und Handlung. Zum einen 
gibt es Willensakte, denen keine Handlung (oder eine andere als die gewollte) 
folgt. Zum anderen führen wir viele Handlungen (meist hoch-automatisierte) 
aus, ohne dass ihnen ein expliziter Willensakt vorher geht. Der Wille ist ein 
motivationaler Zustand, der die Auftrittswahrscheinlichkeit einer Handlung 
erhöht, aber nicht verursacht – die „Weichenstellung“, ob eine bestimmte Hand-
lung von meinem Körper durchgeführt wird oder nicht, wird von Zentren des 
limbischen Systems aufgrund des (meist unbewusst vorliegenden) emotionalen 
Erfahrungsgedächtnisses vollzogen. Ob und in welcher Weise dies geschieht, 
hängt von vier Faktoren ab, die wesentlich unsere Persönlichkeit bestimmen, 
nämlich (a) eine bestimmte individuelle genetische Ausrüstung, (b) der Ablauf 
der individuellen Hirnentwicklung, (c) die Qualität der frühkindlichen Bin-
dungserfahrung, und (d) die weitere frühe psychosoziale Erfahrung.  
Wie ausgedehnte neurologische, entwicklungs- und sozialpsychologische Unter-
suchungen an Gewaltstraftätern zeigen, wird deren Neigung zu Aggression und 
Gewalt durch die Kombination einer negativen Ausprägung dieser Faktoren 
bestimmt, wobei sich die Wirkung der Faktoren teils aufsummiert, teils gegen-
seitig verstärkt. Die Kenntnisse über diese Zusammenhänge widersprechen dem 
traditionellen Begriff der Willensfreiheit im Sinne eines Andershandelnkönnens 
aufgrund rein mentaler Verursachung. Gleichzeitig gilt: je früher und je stärker 
diese vier Faktoren negativ miteinander interagieren, desto schwerer wird die 
Eingriffsmöglichkeit der Gesellschaft über Therapie und Abschreckung. Wichtig 
für das Verständnis der Gewalttäterschaft ist die mögliche Dissoziation von 
Einsicht in Normen und Handeln nach Normen, die auf eine selektive Störung 
des dorsolateralen präfrontalen Cortex (Verstand, Intelligenz) und des orbi-
tofrontalen Cortex (Impulskontrolle, sozial adäquates Verhalten) zurückzufüh-
ren ist. Dies betrifft auch die Tatsache, dass der Vorsatz bzw. die genaue Pla-
nung einer Straftat kein zwingender Beleg für die Freiwilligkeit der Handlung 
ist.  
Die Kritik am alternativistischen Willensfreiheitsbegriff darf nicht auf Gewalt-
kriminelle begrenzt werden, auch wenn hier die Bedingtheit ihres Handelns 
durch die vier Faktoren besonders deutlich ist. Letztlich ist auch jedes rechts-
konforme Handeln durch die Persönlichkeit des Handelnden und damit durch 
die vier Faktoren bestimmt. Dabei ist es unerheblich, ob und in welchem Masse 
das Geschehen der Welt streng determiniert ist („Pan-Determinismus“) oder 
zumindest teilweise von Zufall bestimmt wird; in keinem Fall gibt es einen em-
pirischen Hinweis auf eine „mentale Verursachung“ als Kern von Willensfrei-
heit: Alle Handlungen des Menschen sind – vom Zufall abgesehen – durch Mo-
tive, die in der Persönlichkeit des Menschen (und damit seiner Vorgeschichte) 
und der aktuellen Situation wurzeln, und einen Wettbewerb zwischen diesen 
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Motiven bestimmt. Es gibt noch nicht einmal eine Denkmöglichkeit dafür, wie 
eine „mentale Verursachung“ funktionieren könnte.  
Damit entfällt die traditionelle, auf mentaler Verursachung und Andershandeln-
können beruhende Legitimation der Strafe. Denn nur dort, wo ein Täter tatsäch-
lich anders hätte handeln können, lässt sich eine staatliche Vergeltung legitimie-
ren. Ohne das Merkmal einer Schuld im Sinne eines solchen Andershandeln-
könnens wird der einzelne Täter von dem fingierten Überschuss an persönlicher 
Verantwortung befreit, der ihm – als notwendige Implikation der „Schuldidee“ – 
mit dem Schuldattest zugeschrieben wird. Gleichwohl erfordert der Erhalt einer 
Normenordnung auch zukünftig die Sanktionierung des Rechtsbruchs. Es stellt 
sich also nicht die Frage, ob auch weiterhin auf einen Rechtsbruch mit einer 
Sanktion reagiert werden darf, sondern wie mit Tätern sinnvoll umgegangen 
werden kann und darf, die zwar für den Normbruch verantwortlich sind, diesen 
aber nicht vermeiden konnten.  
Die Kollision zwischen dem Interesse der Gesellschaft (auch als Gruppe von 
Individuen und damit potentiellen Tätern) und dem des einzelnen Täters (auch 
als Mitglied der Gesellschaft) sowohl am Erhalt der Normenordnung als auch an 
grösstmöglicher Handlungsfreiheit besser als bisher zu lösen, ist deshalb die vor 
uns liegende Aufgabe. Eine Lösung, die alle damit einhergehenden Gerechtig-
keitsfragen konsensfähig zu beantworten vermag, wird es dabei schwerlich ge-
ben können. Weil die Gesellschaft mit der Abkehr vom Schuldprinzip und dem 
daraus resultierenden Legitimationsdefizit aber jedenfalls ein Mehr an Verant-
wortung als bisher übernehmen muss, darf sie ihre Probleme mit Rechtsbrechern 
nicht mehr (nur) mit dem traditionellen Strafkonzept lösen. Das Verstehen der 
Zusammenhänge, die zu einem Normbruch führen, ermöglicht uns aber nicht 
nur die Einsicht, dass der Täter nicht anders handeln konnte, sondern wird uns 
auch zunehmend in die Lage versetzen, individuell abgestimmte Hilfen zur Ver-
hinderung künftiger Taten anzubieten. Unter Beachtung der obersten Verfas-
sungsgrundsätze, nämlich der Achtung der Menschenwürde und der Gewährung 
grösstmöglicher Handlungsfreiheit, öffnet sich damit die Tür zu einem gerechte-
ren und humaneren Umgang mit Verbrechern.  
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Die Frage, wer wir sind und warum wir handeln, wie wir es tun, wurde in der 
Geschichte der Menschheit immer wieder gestellt. Die Antworten hierauf fielen 
unterschiedlich aus. Sie wurden bestimmt durch den allgemeinen Erkenntnis-
stand und die Geisteshaltungen der jeweiligen Epoche und durch die konkret 
individuellen Positionen der mehr oder weniger wortgewaltigen Expertinnen 
und Experten. Dass die moderne Technik im Bereich des Gehirns neue Ein-
blicke und Deutungen ermöglicht, erstaunt wenig. Hat sie sich doch zunächst 
mit Erfolg dem toten Körper1 und dann dem lebenden Körper zugewandt,2 
Strukturen aufgedeckt, Funktionsweisen erklärt, Fehlfunktionen identifiziert und 
Lösungsvorschläge angeboten. Die moderne Medizin lebt und entwickelt sich 
fort auf der Grundlage dieser Erkenntnisse.  
Zwar wurde das letzte Geheimnis, warum der Mensch ist, wie er ist und wohin 
er sich entwickelt, nur vordergründig erklärt. Aber immerhin sind wir so weit zu 
erläutern, wie die biologische Entwicklung des Menschen verläuft und was mit 
dem Körper geschieht, wenn das Leben von ihm weicht. Um einiges mysteriöser 
ist der Bereich, den wir mit Geist und Seele umschreiben. Was ist damit über-
haupt gemeint, wie kommen sie in den Körper, was veranlassen sie und was 
geschieht, wenn die Hülle leblos zurückbleibt?  
                                                 
*
  Frau lic. iur. Sibylle Dischler sei an dieser Stelle für die sorgfältige redaktionelle 
Bearbeitung des Textes gedankt. 
1
  Krietsch/Dietel, Pathologisch-Anantomisches Cabinet 1996; Stellpflug, Der straf-
rechtliche Schutz des menschlichen Leichnams, 1996; Stentenbach, Der strafrecht-
liche Schutz der Leiche, 1992; Strätz, Zivilrechtliche Aspekte der Rechtsstellung 
des Toten unter besonderer Berücksichtigung der Transplantationen; Tag, Der Kör-
perverletzungstatbestand im Spannungsfeld zwischen Patientenautonomie und Lex 
artis, 2000; Weck, Vom Mensch zur Sache, 2003.  
2
  Stellungnahme der zentralen Ethikkommission bei der BÄK zur „(Wei-
ter)Verwendung von menschlichen Körpermaterialien für Zwecke medizinischer 
Forschung“, vom 20.2.2003; http://www.zentrale-ethikkommission.de/10/PDF 
/Koerpermat.pdf. 
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Die moderne Hirnforschung hilft uns hier, ein Stück weit den Schleier der Un-
wissenheit zu lüften. Mit Hilfe von fRMI und PET wird das bis anhin Unerklär-
liche und bisweilen Rätselhafte Schritt für Schritt entzaubert.3 Die neu gewon-
nenen Erkenntnisse machen den Menschen, der im Mittelpunkt der Humanfor-
schung steht, aber nicht wertlos. Und dadurch, dass wir uns bemühen, dem Ge-
hirn beim Arbeiten zuzuschauen, wird es nicht beliebig oder gar bedeutungslos. 
Ganz im Gegenteil. Durch diese neuen Möglichkeiten nimmt seine Faszination 
beständig zu, die Plastizität des Gehirns und die bunten Bilder, die wir mit Hilfe 
von Computerprogrammen immer wieder zu sehen bekommen, lassen uns kurz 
einen Eindruck aus der Wunderwelt des eigenen Ichs erhaschen. Doch damit 
sind wir nicht zufrieden. Getreu Goethes Motto in Faust I: „Zwar weiss ich viel, 
doch möcht ich alles wissen“ bemühen sich etliche Disziplinen, dem Denken, 
Fühlen und Handeln des Menschen auf den letzten Grund zu gehen. Dies ge-
schieht nicht zweck-, voraussetzungs- und wertefrei. Weit davon entfernt, im 
Elfenbeinturm mit bunten Glasperlen zu spielen, begibt sich die Wissenschaft 
auch im Bereich der Hirnforschung auf die Suche nach Wahrheit, Problemlö-
sungen, Verminderung von Leid und Übel. Das Pathologische soll ebenso iden-
tifiziert werden wie das Normale. Hierauf aufbauend soll zugleich Raum ge-
schaffen werden für das Enhancement.4 Bereits heute wird – wenn auch noch in 
eher bescheidenem Rahmen – daran gearbeitet, die Lernfähigkeit von Kindern 
mit Hilfe von Hirnscreenings so einzuschätzen, dass Untermass, Normalmass 
und Übermass rechtzeitig entdeckt und entsprechend gefördert werden. Ein Ziel 
ist, aufgrund von Begabtendiagnosen und volkswirtschaftlichen Bedarfsrechun-
gen, Kinder und Jugendliche frühzeitig in der Schule, Hochschule und Gesell-
schaft auf Führungsaufgaben vorzubereiten – mit allem Licht und Schatten, die 
solche individuellen und staatlichen Bildungsplanungen in sich bergen. Dass 
zudem Forschungsansätze bestehen, wonach die menschlichen Fähigkeiten und 
Leistungen über das Normalmass hinaus gesteigert werden sollen, bis hin zur 
Vision, irgendwann eine leistungsfähige Mischform von Mensch und Maschine 
zu schaffen,5 überrascht kaum.  
Neben diesen visionären Sichtweisen keimt seit langem die Hoffnung, dass die 
Untersuchung kognitiver Leistungen zu ganz praktischen Erkenntnissen führt. 
Insbesondere im Bereich der forensisch psychologischen Forschung besteht die 
                                                 
3
  Dazu ausführlich Hüsing/Jähnke/Tag, Impact Assessment of Neuroimaging, 2006. 
4
  Gesang, Perfektionierung des Menschen, 2007, S. 3 ff.  
5
  National Science Foundation (2002): Converging technologies for improving hu-
man performance - Nanotechnology, biotechnology, information technology and 
cognitive science., Roco/Bainbridge (eds.), Washington DC: National Science 
Foundation; Friele/Fulford (2004): Introduction-intervening in psychic capacities, 
in: Poiesis Prax, 2, S. 259-262; Helmchen (2005): Forthcoming ethical issues in 





Erwartung, bald besser zu verstehen, wie sich kriminelles Verhalten entwickelt, 
verfestigt und wie es bekämpft werden kann. Damit wird mittels der Hirnfor-
schung der bereits früher beschrittene Weg in das noch wenig erschlossene Ge-
biet der Kriminalitätsneigung vorangetrieben. Erklärungsversuche, wonach die 
Anlage, Straftaten zu begehen, genetisch ableitbar ist oder kriminelle Auffällig-
keiten durch den Vergleich von instinktgesteuertem und erlerntem Verhalten 
gedeutet werden kkönnen, erfahren neue Beachtung. Die Richtigkeit der These 
unterstellt, wonach bei Straftätern grundsätzlich abweichende Hirnfunktionen 
bestünden, könnte zur Konsequenz haben, dass künftig Gehirnscreenings einge-
setzt werden, um bereits im Vorfeld von Straftaten das jeweilige Gefährlich-
keitspotential auszumachen.6 Dieses könnte im Extremfall zum Schutz von Ge-
sellschaft, potentiellem Opfer und Straftäter zu einer präventiven Verwahrung 
führen. Damit wäre das Strafrecht endlich in der Lage, seinen bisherigen Ruf, 
stets zu spät zu kommen, durchgreifend zu ändern. Im Sinn einer General- und 
Spezialprävention bestünde die Möglichkeit, Menschen, bevor sie das Recht 
gebrochen haben, zu identifizieren, abzusondern, zu bessern oder durch Ein-
schliessen „unschädlich“ zu machen.7 Damit würde unser bisheriges auf dem 
freien Willen auch des Straftäters beruhendes Schuldstrafrecht zugleich abgelöst 
durch ein Erziehungsinstrument.  
Sollten sich die Prophezeiungen bewahrheiten, wonach die Hirntätigkeit des 
Menschen und damit auch die hieraus resultierenden Handlungen determiniert 
sind, hätte dies direkte Auswirkungen auf das Strafverfahren und den Ausspruch 
von Strafurteilen. Denn die vom Grundsatz der Willensfreiheit ausgehende 
Schuld des Täters ist bislang Grundlage für die Zumessung der Strafe, nulla 
                                                 
6
  Bereits heute werden systematische psychologische Screenings in Schulen gefor-
dert, um Kinder mit Risikomerkmalen schon frühzeitig zu identifizieren; Steinhau-
sen/Bessler, Interview: Jugenddelinquenz kennt keine sozialen Barrieren, in: Zeit-
schrift der Universität Zürich, 17. Jahrgang Nr. 3, 2008, S. 58 ff., 61. 
7
  So bereits Franz von Liszt und Paul Johann Anselm v. Feuerbach. Sie entwickelten 
die moderne Kriminalpolitik, indem der Bestrafungsakt auf die Verbrechensverhü-
tung bezogen wurde. Nach der Konzeption des Marburger Programms v. Liszt 
konnte Spezialprävention in dreifacher Weise betrieben werden: Im Vordergrund 
stehe der Schutz der Allgemeinheit vor dem Straftäter, indem man diesen einsperrt. 
Dadurch soll zugleich eine Abschreckung und nach Möglichkeit eine Besserung des 
Straftäters stattfinden. Dementsprechend entwickelte v. Liszt eine nach Tätertypen 
unterschiedliche Behandlung. Die Unschädlichmachung der Gewohnheitstäter, die 
weder abzuschrecken sind noch sich bessern lassen, die Abschreckung der blossen 
Gelegenheitstäter und die Besserung der Besserungsfähigen. Feuerbach stellte ne-
ben diese Spezialprävention die sogenannte Generalprävention. Auf der Grundlage 
der Theorie des psychologischen Zwanges entwickelte er ein Bild der Seele des in 
Versuchung geratenen potentiellen Straftäters im Sinne eines Kampfplatzes der 
zum Verbrechen hindrängenden und der ihm widerstrebenden Motive. 
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poena sine culpa, vgl. Art. 47 StGB, § 46 Abs. 1 deutsches StGB.8 Wenn heute 
im Rahmen der Verteidigung darauf hingewiesen wird, dass der Beschuldigte 
unter hemmenden bis negativen Umständen seine Kindheit und Jugend ver-
bracht hatte, oder dass er im Wesentlichen ein straffreies Vorleben führte9, so 
sind diese Umstände in der Regel strafmildernd zu berücksichtigen. Aber auch 
seine Begabung, Bildung, Erziehung, seine soziale und gesellschaftliche Stel-
lung sind durchaus von Bedeutung.10 Gemäss Art. 47 Abs. 1 S. 1 StGB11 be-
rücksichtigt das Gericht u.a. das Vorleben und die persönlichen Verhältnisse des 
Täters, Art. 47 Abs. 1 S. 2 StGB. Vergleichbare Grundsätze prägen die deutsche 
Strafrechtslage, vgl. § 46 Abs. 1 und Abs. 2 deutsches StGB.  
Dies zeigt bereits das Dilemma, vor welchem wir stehen. Nimmt man die Emp-
fehlungen von Teilen der Hirnforschung ernst, den Menschen als determiniert zu 
betrachten, so hat dies Wirkungen weit über das Strafrecht hinaus auf die ge-
samte Rechtsordnung. Zwar sind die Rechtsnormen sachlicher, verallgemei-
nernder Natur, regeln holzschnittartig eine Vielzahl von Sachverhalten und stel-
len normalerweise auf den vernünftigen Vertreter des jeweiligen Geschäftskrei-
ses ab.12 Trotzdem räumen sie der Willensfreiheit grossen Raum ein. Art. 6 der 
Bundesverfassung besagt, dass jede Person Verantwortung für sich selber wahr-
nimmt und nach ihren Kräften zur Bewältigung der Aufgaben in Staat und Ge-
sellschaft beiträgt. Dieses Postulat beruht auf der Vorbedingung der Willensfrei-
heit. Denn dort, wo Handeln seinen Ursprung nicht in der Freiheit nimmt, ist 
nach unserem bisherigen Verständnis Verantwortung kaum denkbar. Die Frei-
heit, den eigenen Willen zu bilden, über das ob und wie des eigenen Verhaltens 
zu entscheiden, begründet die rechtliche und ethische Verantwortung.  
Dieses Selbstverständnis spiegelt sich im gesamten Recht wider, in den Grund-
rechten ebenso wie im Zivil- und Obligationenrecht, vor allem aber im Straf-
recht. Seine Wurzeln sind tief verankert in den sozialethischen Wertvorstellun-
gen der Rechtsgemeinschaft. In den Straftatvoraussetzungen und in den Rechts-
folgen sind unzählige auslegungsbedürftige Begriffe anzutreffen, welche mittels 
ethischen Wertvorstellungen ihren Inhalt finden. Oft wird dabei Bezug genom-
men auf ausserhalb des Rechts liegende Massstäbe und Prinzipien. Die Be-
wusstseinsverfassung, sozial-ethische Anschauungen, Emotionen und Affekte, 
und vieles andere mehr entfalten hierbei Relevanz. Diese Akzessorietät ist folge-
richtig. Denn das Strafrecht würdigt die zu beurteilende Tat in ihrer Gesamtheit. 
                                                 
8
  Näher Tag, Neurowissenschaft und Strafrecht, in: Holderegger/Sitter-
Liver/Hess/Rager (Hrsg.), Hirnforschung und Menschenbild, 2007, S. 349 ff.  
9
  BGHSt 8, 186; BGH NStZ 1988, 70; BGH StV 1996, 205. 
10
  Näher Lackner/Kühl, StGB, 26. Aufl. 2007, § 46 Rn. 39 m.w.N.  
11
  http://www.admin.ch/ch/d/sr/311_0/a47.html. 
12
  Tag in: May (Hrsg.), Lexikon der ökonomischen Bildung, 4. Aufl., 2004, Stich-




Neben der Tat als solchen sind Täter und allfällige Opfer bei der Bewertung des 
Geschehens miteinzustellen.13 Dies zeigt sich deutlich bei den im Strafgesetz-
buch normierten Straftatbeständen. Ihnen allen ist gemeinsam, dass nicht  
irgendwelche objektiven, neutralen Handlungen strafbewehrt sind. Die straf-
rechtlichen Ge- und Verbote betreffen vielmehr Typen von Verhaltensweisen, 
die aus der Vielzahl menschlicher Handlungen herausragen, weil sie von der 
Gesellschaft in besonderem Masse missbilligt werden. Das Unrecht einer Straf-
tat bezieht sich nicht nur auf den herbeigeführten Erfolg, wie z.B. die Ruf-, 
Vermögens- oder Körperschädigung des Opfers. Es betrifft vielmehr auch die 
Umstände der Tathandlung, die zudem oft den psychisch-seelischen Bereich 
bzw. die Vorstellungswelt des Täters betreffen.  
Dies kann eindrücklich an der derzeitigen Sterbehilfedebatte aufgezeigt wer-
den.14 Um hier strafloses von strafbarem Verhalten abzugrenzen, sind nach dem 
StGB sowohl die innere Einstellung des Täters, seine Absichten als auch die 
Beweggründe von grundlegender Bedeutung. Zugleich kommt dem freiverant-
wortlichen Entschluss der sterbewilligen Person grosse Bedeutung zu. In der 
Schweiz besteht das Verbot der aktiven Tötung und damit auch der direkten 
aktiven Sterbehilfe,15 d.h. der gezielten oder zumindest wissentlichen Verabrei-
chung eines tödlichen Medikamentes oder die Anwendung einer anderen zum 
Tode führenden Methode.16 Die strafbare aktive Sterbehilfe17 kann zugleich 
Mordmerkmale erfüllen,18 wenn der Täter z.B. aus Habgier handelt, kann aber 
auch aus achtenswerten Beweggründen erfolgen,19 namentlich aus Mitleid20 
oder auf ernsthaftes und eindringliches Verlangen des Opfers. Aufgrund des 
geänderten Unrechtsgehaltes sieht das StGB in diesen Fällen einen geringeren 
Strafrahmen vor, vgl. Art. 113 und Art. 114 StGB.21 Die passive Hilfe zum Ster-
ben, z.B. durch Nichtaufnahme oder Einstellung einer lebenserhaltenden ärztli-
chen Behandlung, ist demgegenüber nicht strafbar, wenn der urteilsfähige und 
                                                 
13
  Vgl. die Strafzumessungsgesichtspunkte des Art. 47 StGB.  
14
  Aber auch alle anderen Delikte zum Schutz von Individualrechtsgütern könnten hier 
aufgeführt werden.  
15
  Sowohl der Bundesrat als auch das schweizerische Parlament lehnten eine Locke-
rung des Tötungsverbots immer ab; vgl. Bericht zum Postulat Ruffy vom Juli 2000; 
Bericht des Bundesrates zum Postulat Ruffy 94.3370; Stellungnahme zur Motion 
Zäch vom November 2001; Motion Zäch 01.3523 Sterbehilfe; Behandlung der par-
lamentarischen Initiative Cavalli im Dezember 2001, PA. Iv. Cavalli 00.441 Straf-
barkeit der aktiven Sterbehilfe. Neuregelung. A.A. z.B. Singer, Praktische Ethik, 2. 
Aufl. 1994, S. 226 ff.   
16
  Wie z.B. der Einsatz von Helium.  
17
  Vgl. Art. 111 schweizerisches StGB und § 212 deutsches StGB.  
18
  Vgl. Art. 112 schweizerisches StGB und § 211 deutsches StGB. 
19
  Vgl. Art. 113 schweizerisches StGB und § 213 deutsches StGB. 
20
  BGH v. 08.05.1991 – 3 StR 467/90, NJW 1991, 2357. 
21
  Vgl. auch § 213 und § 216 deutsches StGB. 
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damit autonom entscheidende Patient die Pflicht des Arztes zur Lebenserhaltung 
begrenzt.22 Infolge seines selbstbestimmten Behandlungsverzichts ist dem Arzt 
eine Hilfeleistung zur Lebensrettung rechtlich weder möglich noch zumutbar. 
Führt er jedoch gegen den Willen des Patienten lebenserhaltende Massnahmen 
durch, so ist dieser ärztliche Eingriff eigenmächtig und damit eine strafbare 
Körperverletzung.23  
Zwischen der aktiven und der passiven Tötung ist die Teilnahme an der Selbst-
tötung angesiedelt. Unterstützt jemand einen anderen Menschen bei dessen frei-
verantwortlichen Suizid, ist dies im Regelfall nicht strafbar. Etwas anders gilt in 
der Schweiz jedoch, wenn die Teilnahme am Selbstmord aus selbstsüchtigen 
Beweggründen geleistet wird, Art. 115 StGB.24 So z.B., wenn der Gehilfe sich 
erhofft, vom Suizidenten zu erben oder dessen Lebensversicherung zu erlangen.  
Dieses knappe Streiflicht auf den grossen Bereich der Sterbehilfe zeigt auf, dass 
das Strafrecht sich nicht darauf beschränkt, nur den Täter als im Regelfall wil-
lensfreie Person anzuerkennen. Auch derjenige, dessen Rechtsposition gefährdet 
oder verletzt wird, wird im Grundsatz als autonome Persönlichkeit betrachtet. 
Dient der vom Täter erfüllte Straftatbestand dem Schutz individueller Interessen, 
wie z.B. der Gesundheit, dem Eigentum, dem Vermögen, der sexuellen Selbst-
bestimmung, ist das Opfer von zentraler Bedeutung. Aufgrund seiner von der 
Rechtsordnung grundsätzlich vorausgesetzten Willensfreiheit kann es über seine 
Individualrechtsgüter – in den Grenzen des Rechts – disponieren.25 Wird mit 
Hilfe der modernen Hirnforschung die Willensfreiheit des Straftäters geleugnet, 
so muss auch diejenige des Opfers in Zweifel gezogen werden. Dies führt nicht 
nur zu einer Einschränkung des erst schrittweise eingeführten Opferschutzes, 
sondern muss konsequenterweise auch zu einer Neuinterpretation der Delikte 
zum Schutz von Individualinteressen führen. In all den Fällen, in denen bislang 
                                                 
22
  Vgl. Auer/Maliverni/Hottelier, Droit constitutionnel suisse, Band II, 2. Aufl., 2006, 
Rn. 304; Wildhaber/Breitenmoser, in: Golsong/Wolfram/Wildhaber (Hrsg.), Inter-
nationaler Kommentar zur Europäischen Menschenrechtskonvention, Band 1, 7. 
Lieferung 2004, Rn. 268 zu Art. 8 EMRK.  
23
  Kunz, Sterbehilfe: Der rechtliche Rahmen und seine begrenzte Dehnbarkeit, in: 
Donatsch/Forster/Schwarzenegger (Hrsg.), Strafrecht, Strafprozessrecht und Men-
schenrechte, Festschrift für Stefan Trechsel zum 65. Geburtstag, 2002, S. 613, 620 
f. Vgl. auch SAMW-Richtlinien „Betreuung von Patientinnen und Patienten am Le-
bensende“, Ziff. 2.1. Ggf. kann sich der Arzt im Irrtum über die Rechtswidrigkeit 
befinden, der nach Art. 21 schweizerisches StGB bzw. § 17 deutsches StGB zu be-
urteilen ist.  
24
  Vgl. Art. 115 schweizerisches StGB, Verleitung und Beihilfe zum Selbstmord. Zur 
Auslegung des Begriffs der selbstsüchtigen Beweggründe vgl. Venetz, Suizidhilfe-
organisationen und Strafrecht, S. 260 ff.  
25
  Näher Tag, in: Kuhn/Poledna (Hrsg.), Arztrecht in der Praxis, 2. Aufl. 2007, S. 669 




der tatsächliche bzw. mutmassliche Wille des Opfers über die Strafbarkeit des 
Täters entscheidet, bedarf es einer anderen Messlatte, um Recht und Unrecht 
voneinander zu trennen. Die Folge wäre, dass nicht nur bei Delikten zum Schutz 
der Allgemeinheit, sondern auch bei jenen zum Schutz des Einzelnen die vorge-
gebene Wertehaltung der Gesellschaft über Recht und Unrecht entscheiden wür-
de.  
Doch wenden wir uns noch einmal dem Beschuldigten zu. Durch das Strafver-
fahren wird seine Schuld bzw. Unschuld geklärt, im Falle der Verurteilung wird 
er für sein verbots- oder gebotswidriges Verhalten verantwortlich gemacht. Dies 
setzt voraus, dass ihm die Tat persönlich vorwerfbar ist.26 Bis zur rechtskräfti-
gen Verurteilung gilt jede Person als unschuldig, vgl. Art. 32 Abs. 1 BV. Die 
Schuld des Täters ist im Rahmen des abstrakten Strafrahmens Grundlage für die 
Zumessung der Strafe. Und Strafe setzt Willensfreiheit voraus.27  
War der Täter zur Zeit der Tat nicht fähig, das Unrecht seiner Tat einzusehen 
oder gemäss dieser Einsicht zu handeln, so ist er nicht strafbar, Art. 19 StGB. Im 
Falle der verminderten Schuldfähigkeit kann das Gericht die Strafe nach freiem 
Ermessen mildern. Im Unterschied zum früheren Recht wird Art. 19 StGB heute 
mit Schuldunfähigkeit bezeichnet, um deutlich zu machen, dass es sich hier 
nicht um die Zuschreibung des verbotenen Verhaltens handelt, sondern um des-
sen Vorwerfbarkeit.28 Besteht ernsthafter Anlass, an der Schuldfähigkeit des 
Täters zu zweifeln, so ordnet die Untersuchungsbehörde oder das Gericht die 
sachverständige Begutachtung durch einen Sachverständigen an, Art. 20 StGB. 
Die rechtliche Würdigung ist jedoch allein Aufgabe des Gerichts.29 Denn die 
Schuld im Sinne des Strafrechts ist weder eine medizinische noch sonst eine 
empirisch feststellbare Grösse. Sie ist vielmehr ein normatives Konstrukt, das 
danach fragt, ob von dem Straftäter ein rechtmässiges Verhalten hätte verlangt 
werden dürfen. Das Potential, sich gegen das Unrecht und für das Recht ent-
scheiden zu können, ist Teil der Willensfreiheit. Bei Personen über 18 Jahren 
wird die Schuldfähigkeit vermutet, Art. 3 JStG, bei Kindern vor Vollenden des 
10. Lebensjahres geht das Gesetz davon aus, dass eine Schuldfähigkeit noch 
nicht besteht, Art. 4 JStG. Zwischen dem vollendeten 10. und 18. Lebensjahr 
befindet sich der jugendliche Straftäter auf dem Weg zur geistigen Reife, die 
aber im Einzelfall festgestellt werden muss.  
Schuldunfähigkeit im Sinne des Strafrechts setzt nach Art. 19 StGB zunächst 
voraus, dass der Täter zur Zeit der Tat entweder nicht fähig ist, das Unrecht 
seiner Tat einzusehen oder, dass er zwar das Unrecht seiner Tat einzusehen 
                                                 
26
 
  Stratenwerth, Strafrecht Allg. Teil, 3. Aufl. 2005, § 22 Rn. 5.  
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  Ausführlich Hillenkamp, Strafrecht ohne Willensfreiheit? Eine Antwort auf die 
Hirnforschung, JR 2005, S. 313, 316 ff.  
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  Dontasch/Tag, Verbrechenslehre, 8. Aufl. 2006, § 24. 
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 Botschaft, BBl 1999, 2008; Siegel/Fischer, Die neurologische Begutachtung, 2004. 
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vermag, aber unfähig ist, entsprechend dieser Einsicht zu handeln, sog. fehlende 
Bestimmungs-, Steuerungs- oder Hemmungsfähigkeit. Ob Einsichts- und Be-
stimmungsfähigkeit bestehen oder nicht, muss immer mit Bezug auf die konkret 
zu beurteilende einzelne Tat geprüft werden. Die Definition der Schuldunfähig-
keit in Art. 19 StGB folgt der sog. «biologisch-psychologischen Methode», setzt 
damit grundsätzlich einen biologischen Befund voraus, der zu bestimmten psy-
chischen Folgen geführt haben muss. Zwar verzichtet Art. 19 StGB darauf, die 
potentiellen Ursachen der Schuldunfähigkeit bzw. verminderten Schuldfähigkeit 
zu benennen. Damit soll aber nicht auf den früheren psychologischen Schuld-
begriff zurückgegriffen werden. Vielmehr beruht Art. 19 StGB auf dem norma-
tiven Schuldbegriff, in welchem neben der seelischen Beziehung auch deren 
Vorwerfbarkeit gegenüber dem konkreten Täter einbezogen wird. Zudem kann 
nicht zweifelhaft sein, dass auch künftig schwere psychische Störungen für die 
Beurteilung der Schuldunfähigkeit von grossem Gewicht sein sollen.  
Den Materialien zum revidierten StGB ist zu entnehmen, dass die Schuldunfä-
higkeit in der Regel durch eine schwere psychische Störung30 verursacht werden 
muss. Damit kommen nicht nur Geisteskrankheiten im medizinischen Sinn als 
Ursache der Störung in Frage, sondern alle Arten anhaltender grober Störungen 
der Verstandestätigkeit, des Willens-, Gefühls- und Trieblebens, die sich auf die 
Fähigkeit zu einer normalen Willensbildung auswirken können.31  
Auch der vom Durchschnitt deutlich nach unten abweichende Intelligenzgrad32 
kommt als Ursache der Schuldunfähigkeit in Betracht. In der Regel bewirken 
jedoch nur die schwersten Formen des Intelligenzmangels die Schuldunfähig-
keit. Dazu zählen die schwersten Grade der angeborenen oder früh erworbenen 
massiven Intelligenzminderung33 oder je nach Einzelfall auch angeborene oder 
früh erworbene Intelligenzdefekte mittleren Grades.34 Im Gegensatz zu den 
anhaltenden geistigen Behinderungen und Beeinträchtigungen können auch 
sonstige schwere Störungen des Bewusstseins im Sinne der vorübergehenden 
Ausnahmezustände die Schuldfähigkeit beeinträchtigen. Die fehlende Einsichts-
fähigkeit äussert sich darin, dass der Täter bei seinem deliktischen Tun „über-
haupt nicht (mehr) wusste, was er tat“.35  Selbst wenn er das Unrecht seiner Tat 
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  Botschaft 1999, 2006.  
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  Z.B. Schizophrenien, manisch-depressives Irresein, schwerste Neurosen. 
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  In der älteren Sprache als „Schwachsinn“, d.h. als Intelligenzminderung infolge 
angeborener bzw. früh erworbener (Oligophrenie) oder später erworbener (De-
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33
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Stichwort: Idiotie. 
34
  I.d.R bei einem Intelligenzquotienten von 35-49, sog. Imbezillität. 
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erkennt, kann ein abweichender Zustand seiner Psyche dazu führen, dass er die 
ihn zum Handeln drängenden Kräfte nicht mehr zu beherrschen und sich daher 
nicht rechtmässig zu verhalten vermag.36  
Die moderne Hirnforschung kann bei der Feststellung der Schuldunfähigkeit 
wertvolle Hilfe leisten. Denn die modernen Untersuchungen ermöglichen viele 
Einblicke in die Funktionsweisen des menschlichen Gehirns. Auch wenn unter 
den Hirnforschern keine Einigkeit über die Interpretation der Erkenntnisse be-
steht, so können die normativen Wissenschaften doch viel von den bisherigen 
Ergebnissen lernen. Die durch Neuroimaging gewonnenen Bilder zeigen z.B., 
ob bestimmte Areale durchblutet und intakt sind. Von der Hirnforschung haben 
wir gelernt, dass das menschliche Gehirn weit verzweigt aktiv ist und dass die 
Vermutung, wonach Verhalten einem Ort zuzuschreiben ist, als überholt be-
zeichnet werden kann. Daher ist der Hirnforschung grosse Aufmerksamkeit zu 
schenken. Jeder neue Erkenntnisgewinn kann dazu beitragen, den Menschen, 
seine Handlungen und sein Unterlassen besser zu verstehen. Neuroimaging hat 
zudem eine grosse Variabilität von Gehirnen festgestellt und die Erkenntnis 
bestätigt, dass die Gehirnstrukturen wandelbar sind. Diese Plastizität führt zu-
mindest gegenwärtig dazu, dass sich Hirnfunktionen vermuten lassen – beweis-
bar sind sie gegenwärtig noch nicht. Nimmt man diese hier nur scherenschnittar-
tig skizzierten Aspekte zusammen, so zeigen die durch Neuroimaging erzeugten 
Hirnbilder, dass die biologische Grundlage des menschlichen Handelns und 
Wollens und damit auch der Schuld höchst komplex ist. Bei gravierenden Fehl-
funktionen oder Verletzungen des Gehirns wird es zudem oft dazu kommen, 
dass das hieraus entspringende Handeln nicht den Kriterien der Schuldfähigkeit 
entsprechen wird.  
Doch die Ziele der modernen Hirnforschung sind höher gesteckt. Sie beschränkt 
sich nicht darauf, die biologischen Grundlagen der Schuld und dabei insbeson-
dere Abweichungen zu erklären, sondern stellt die Schuld als Wertungsstufe des 
Strafrechts insgesamt in Frage. Grundlage hierfür sind zahlreiche Versuche und 
die hieraus gefolgerten empirischen Erkenntnisse, die zum Schluss führen, der 
Mensch sei eben nicht frei in seinem Handeln, vielmehr sei sein Tun und Unter-
lassen „vorprogrammiert“.37 Ob es richtig ist, auf der Grundlage des heutigen 
Wissens derart weitreichende Folgerungen zu ziehen, erscheint sehr fraglich. 
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  BGE 132 IV 29, 38. 
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  Merkel/Roth, Freiheitsgefühl, Schuld und Strafe, in: Grün/Friedman/Roth (Hrsg.); 
Entmoralisierung des Rechts – Massstäbe der Hirnforschung für das Strafrecht, 
2008, S. 66 ff, S. 73 f.; Roth/Lück/Strüber, Willensfreiheit und strafrechtliche 
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Zwar sind die von der Hirnforschung angeführten Befunde zum Nachweis des 
Determinismus vielversprechend. Andererseits erscheinen sie derzeit nicht aus-
reichend, um berechtigt die Forderung nach einer „Entmoralisierung des Straf-
rechts“ zu erheben und die Entscheidung des Einzelnen, einen Straftatbestand zu 
verwirklichen, auf deterministische naturwissenschaftliche Prozesse zu reduzie-
ren.  
Die Diskussion, ob der Mensch überdeterminiert ist und durch eigenständige 
Gehirnaktivitäten, das sog. „Bereitschaftspotential“38 zu seinem – vermeintlich 
auf freiem Willen beruhenden – Verhalten bestimmt werde,39 steckt trotz aller 
bedeutsamen Ergebnisse noch in den Anfängen.40 Ein wichtiges Resultat ist, 
dass die Naturwissenschaften begonnen haben, eine Auseinandersetzung zu 
führen, die bislang primär bei den Geisteswissenschaften angesiedelt war.41 
Thesen, wonach „von dem Schuld- und Sühne-Prinzip abzukommen sei“, „die 
Gesellschaft sich einfach vor ihren Outlaws schützen muss – unabhängig von 
der schwer zu beantwortenden Schuldfrage“42 – sind Ergebnis der veränderten 
Selbstwahrnehmung der Naturwissenschaften.43 Und sie zeigen, dass zum Ver-
ständnis von Bewusstsein und Selbstbestimmung notwendigerweise tief in neu-
robiologische, philosophische und theologische Gebiete vorgedrungen werden 
muss. Dass dabei die lex artis der heutigen Hirnforschung der Kunstfehler von 
morgen sein kann und dass viele naturalistische Fehlschlüsse gezogen werden, 
ist ein Teil der Entwicklung. Ein anderer ist, dass es bislang keinen gesicherten 
Kenntnisstand über das Zustandekommen von Bewusstsein und des freien Wil-
lens gibt.  
Selbst wenn die Hirnforschung eines Tages in der Lage sein sollte, zu erklären, 
wie die Willensbildung des Menschen zustande kommt, bedeutet dies nicht 
zwangsläufig, dass ein freier Wille nicht vorhanden ist.  
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  Zum unmittelbar vor einer willkürlichen Bewegung im Gehirn messbaren Bereit-
schaftspotential vgl. Kornhuber/Deeke, Hirnpotentialänderungen bei Willkürbewe-
gungen und passiven Bewegungen des Menschen, in: Pflügers, Archiv für die ge-
samte Physiologie 284/1965, S. 1-17. 
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Wille. Philosophische und theologische Perspektiven, 2004. 
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Dies soll ein Parallelbeispiel verdeutlichen: Über Jahrhunderte hinweg galt der 
menschliche Körper als ein Wunderwerk, dessen Zusammensetzung und Wir-
kungsweisen im Verborgenen waren. Erst die mutigen und selbst nach unseren 
heutigen Massstäben ethisch nicht unproblematischen Sektionen haben dazu 
beigetragen, den menschlichen Körper zu verstehen, seine Zusammensetzung zu 
entschlüsseln bis hin zum menschlichen Genom. Dadurch wurden Operationen 
möglich, Krankheiten geheilt, Leiden gemildert. Und trotz dieser bahnbrechen-
den Erkenntnisse in der Medizin und Biologie ist vieles noch im Dunkeln. Wir 
kennen viele Wirkungszusammenhänge des Lebens, seines Entstehens und En-
des nicht. Viele Operationen, die vor zwanzig Jahren als unabdingbar galten, 
sind heute aufgrund der neuen Erkenntnisse vollständig überholt. Neue Metho-
den versprechen durchschlagende Erfolge, aber wir wissen nicht, welche Folgen 
morgen daran geknüpft sind. Wenn wir aus dieser Entwicklung für den Bereich 
der Hirnforschung lernen, dann ist unschwer zu erkennen, dass sie notwendig 
und wichtig ist. Und dass die Erkenntnisse ebenso relativ sind wie die Erkennt-
nisse der Medizin bezüglich des menschlichen Körpers. Dies aber mahnt zu 
einer Zurückhaltung bei allen Unternehmungen, diese Erkenntnisse in das Recht 
einfliessen zu lassen, insbesondere ohne den Vorbehalt der Vorläufigkeit. Spe-
ziell das Infragestellen der Autonomie kann gravierende Folgen haben. Die 
Freiheitsrechte sind geradezu Ausdruck davon, dass der Einzelne autonom sein 
Leben gestalten darf. Dabei ging die Rechtsordnung nie von einer absolut ver-
standenen Autonomie aus, wonach der Mensch alle die Gesetze aus sich heraus 
bestimmt, die für ihn selbst gültig und verbindlich sind und andere damit aus-
schliesst.44 Vielmehr war und ist die Konstituierung des Menschen als Normad-
ressat heteronom gedacht. Er ist in seinen autonomen Setzungen abhängig von 
Voraussetzungen, die nicht von ihm selbst bestimmt sind, sondern von ihm nur 
in Anspruch genommen werden können. Und es ist eine schlichte Selbstver-
ständlichkeit, dass Menschen sich nicht immer frei entscheiden können, selbst 
wenn sie eine Veränderung in der Aussenwelt bewirken. Es entspricht zugleich 
unserer Kenntnis vom Alltag, dass Menschen, die sich bewusst für eine Hand-
lung entscheiden, keineswegs im Sinne von Zufall45 oder Beliebigkeit agieren 
oder reagieren. Denn sinngeleitetes Handeln bedeutet im Regelfall die Entschei-
dung zwischen mehreren Möglichkeiten. Die Fähigkeit, der Einsicht in die Rich-
tigkeit einer Handlung zu folgen, ist für Freiheit zentral. Trotzdem wird die 
Willensfreiheit nicht nur von äusseren Bedingungen, sondern auch von affekti-
ven, der Verfügung des Menschen entzogenen Vorgegebenheiten beeinflusst.46 
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Die Hirnforschung liefert hierzu fundamentale Einsichten, indem nachgezeich-
net und interpretiert wird, wie das Gehirn arbeitet. Die weit reichenden determi-
nistischen Konsequenzen, die hieraus z.T. gezogen werden, führen aber ein 
Stück weit in die Irre. Dies zeigt Libet in der selbstkritischen Bewertung seiner 
Experimente.47 Es sei töricht, fasst Libet im Hinblick auf die aktuelle Debatte 
zusammen, auf der Grundlage einer unbewiesenen Theorie des Determinismus 
unser Selbstverständnis aufzugeben, dass wir eine gewisse Handlungsfreiheit 
haben und keine vorherbestimmten Roboter sind. Diese Mahnung ist bis heute 
von Bedeutung, selbst wenn die Experimente von Libet längst durch neue Ver-
suchsanordnungen überholt sind. Denn die Frage, warum wir handeln, wie wir 
es tun, ist nach wie vor unbeantwortet. Selbst wenn die Neurobiologie eine neu-
ronale Erklärung liefern könnte, so bedeutet das nicht zwangsläufig, dass die 
Fähigkeiten, die dieses menschliche Handeln bestimmen, nicht vorhanden 
sind.48 Und sollte es eines Tages so weit sein, dass die Beobachtung der Hirnfor-
schung ein bestimmtes Resultat ergibt, bedeutet dies nicht, dass dieses Resultat 
das einzig richtige ist.49 Das kann uns einen Weg aufzeigen. Humanforschung, 
wie sie zur Zeit im Rahmen der Hirnforschung betrieben wird, ist sowohl unter 
dem Aspekt des Schutzes des Individuums wie des Schutzes der Gesellschaft an 
bestimmte Grundsätze gebunden. Und es ist derzeit verfrüht, ihre Erkenntnisse 
über eine Determiniertheit des Menschen zu Lasten des Einzelnen anzuwenden. 
Dies gilt insbesondere im Strafrecht und im Strafverfahrensrecht. Denn die Dis-
kussionen und Realitäten in anderen Ländern zeigen, dass mit Hilfe der Hirnfor-
schung Beschuldigte oder wegen einer Straftat verurteilte Menschen aus unter-
schiedlichsten Gründen nicht mehr als Kriminelle, sondern als Behandlungsbe-
dürftige weggesperrt werden. Ein einfacher Weg – mit schwerwiegenden Kon-
sequenzen. Aber auch das umgekehrte Ergebnis mag nicht zu befriedigen. Kri-
minelle können unter dem Deckmantel der Fehlfunktion des Gehirns sich der 
Verantwortung für ihr Tun entziehen. Dies hat weit reichende Folgen, insbeson-
dere wenn man die angreifbare These hinzunimmt, dass die mit wissenschaftlich 
bestätigten Methoden und unter Verwendung von unbestechlicher Technik ge-
wonnenen Erkenntnisse nicht falsch sein können.  
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Von daher erscheint es richtig, wenn das Recht und vor allem auch das Straf-
recht nicht zum Experimentierfeld der Hirnforschung wird. Denn im Recht geht 
es darum, dass über lange Zeit den Rechtsunterworfenen ein verlässlicher Rah-
men zur Verfügung gestellt wird, in welchem sie ihr Tun und Lassen ordnen 
können. Die Ordnungs- und Befriedungsfunktion des Rechts beruht zu einem 
wesentlichen Teil darauf, dass es als verlässlich gilt. Zwar sind die gesetzlichen 
Regelungen weder vollständig noch vollkommen. Damit soll auch die Möglich-
keit erhalten bleiben, veränderten wissenschaftlichen, technischen, wirtschaftli-
chen oder sozialen Gegebenheiten Rechnung zu tragen. Die relative Offenheit 
der Rechtsordnung findet aber dort ihre Grenze, wo Entwicklungen nicht als 
gesichert gelten. Das gilt ganz besonders für das Strafrecht, das oft als ethisches 
Minimum bezeichnet, gravierende Rechtseinschränkungen auferlegen kann.  
